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FreiRaum
Für eine Welt ohne Atomwaffen
Für die friedliche Nutzung des Welt raums 

Nr. 3 / September 2004
3. Jahrgang

Aus dem Inhalt:

Am 16. August kündigte Präsident George 
Bush eine Reduzierung der im Ausland sta-
tionierten Streitkräfte an. Die eingesparten 
Gelder sollen in die Waffenmodernisierung 
gesteckt werden, um die Interventionsfähig-
keit zu erhöhen. Nach dem amtlichen Fahr-
plan für den Truppenabzug der Streitkräfte, 
dem Base Realignment and Closure (BRAC), 
werden die endgültigen Entscheidungen erst 
2005 getroffen.

Von den 115.000 GIs in Europa sollen rund 
45.000 Mann abgezogen werden; die 76.000 
Soldaten in der BRD werden auf die Hälfte 
reduziert. Dies betrifft insbesondere die Army, 
weil sie fast 59.000 Mann hierzulande unterhält. 
Hauptkontingent des Heeres ist das V. Korps 
in Heidelberg (ca. 42.000 Soldaten) mit der 
1. Infanteriedivision in Würzburg und der 1. 
Panzerdivision in Wiesbaden. Letztere verfügt 
über 16.500 Soldaten, die mit 159 Kampfpan-
zern Abrams, 173 Schützenpanzern Bradley, 36 
Haubitzen Paladin, 18 Raketenwerfern MLRS und 
18 Hubschraubern Apache 
ausgerüstet sind. Außerdem 
soll das 52. Kampfgeschwa-
der (F-16) der Air Force in 
Spangdahlem reduziert und 
das Europa-Hauptquartier 
des Marine Corps von Böb-
lingen nach Italien verlegt 
werden.

Gegenwär t ig sind die 
Truppen in der BRD auf 74 
Standorte mit 310 Militär-
objekten verteilt. Durch die 
Abzugspläne könnten 40 
Kasernen an 30 Standorten 
geschlossen werden. Da-
für sind im Einzelfall acht 
Bewertungskriter ien aus-
schlaggebend, u. a. zukünf-
tige Ausbaumöglichkeiten 
und Umweltschutzaufl agen. 
Je nachdem, ob man für oder 
gegen die Schließung einer 
Kaserne ist, kann durch 
Erfüllung bzw. Nichterfüllung der Kriterien 
Einfl uss ausgeübt werden. Dies gilt auch für 
Friedensgruppen!

Russland gilt nicht länger als Feind, und ein 
Landkrieg ist unwahrscheinlich. Wenn aber die 
konventionellen Waffen militärisch nicht mehr 

benötigt werden, dann sind die rund 400 US-
Atomwaffen in Europa erst recht überfl üssig. 
Warum also nicht den BRAC-Prozeß stärker vom 
Heer auf die Luftwaffe ausdehnen und die Atom-
bomben abziehen? Selbst wenn die Streitkräfte 
eines Tages Nuklearwaffen einsetzen sollten, 
wären es nicht die B-61-10 in Europa, sondern 
die B-61-11 Mininukes in den USA.

Zukünftiges Einsatzgebiet ist nicht mehr 
Osteuropa, sondern Afrika. Zwar hatte EUCOM in 
den letzten 30 Jahren keine Truppen in Afrika 
stationiert, aber der Kontinent kommt verstärkt 
als Öllieferant in Betracht und gewinnt durch 
den Anti-Terrorkrieg an Bedeutung. Erste US-
Militärbasen wurden errichtet: Camp Lemonier 
in Djibouti und Camp United in Äthiopien. Im 
Rahmen der Pan Sahara Initiative (PSI) bilden 
seit Januar 2004 Green Berets aus Stuttgart 
Einheiten in Mauretanien und Mali in der Gue-
rillabekämpfung aus.

Das EUCOM in Stuttgart ist eine von fünf 
Regionalkommandos der US-Streitkräfte welt-

weit. Der militärische Verantwortungsbereich 
umfasst 93 Länder Europas, große Teile Afrikas 
und Vorderasiens. Gerhard Piper

Mitarbeiter des Berliner Informationszentrums für transatlan-
tische Sicherheit (BITS) und freier Journalist (u.a. taz) 
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Editorial

Liebe FriedensfreundInnen,

mit dieser Ausgabe wollen wir 
weitere wichtige Hintergrundin-
formationen für die kommenden 
Strategiedebatten geben. In der 
nächsten Ausgabe werden wir 
Euch die Ergebnisse der Trägerkreis-
Jahrestagung „Atomwaffen Ab-
schaffen - bei uns anfangen“, dem 
Workshop zu Atomwaffen auf dem 
ESF in London, dem Jahrestreffen 
der Gewaltfreien Aktion Atomwaf-
fen Abschaffen und den Treffen 
der Gruppen rund um die Militär-
basen hier in der BRD zugänglich 
machen.
Einen großen Dank an alle, die auf 
unseren Aufruf zur inhaltlichen 
Kritik am FreiRaum teilgenommen 
haben. Wir waren sehr erfreut über 
die sehr positive Resonanz, wodurch 
deutlich wurde, dass der FreiRaum 
als wichtiges informelles Werkzeug 
innerhalb der Friedensbewegung 
genutzt wird. Vielen ist es sehr 
wichtig, dass Widersprüche inner-
halb der Bewegung benannt werden 
und diese Meinungen inhaltlich 
ihren Platz im FreiRaum fi nden. 
Wir bekamen auch zwei Leserbrie-
fe, die die nach innen gerichtete 
Kritik an der Ramsteinvorbereitung 
und den Artikel zur Diskussion der 
NGO’s beim NPT-Treffen in New York 
des letzten FreiRaums als „nicht 
konstruktiv“, empfanden (siehe  
Leserinbrief S. 4). Es ist sicher 
nicht einfach, in einer Zeit, wo es 
schon schwierig genug ist, Kraft 
gegen die wahnsinnigen Atom-
projekte aufzubringen, sich auch 
noch mit den internen inhaltlichen 
Problemen auseinanderzusetzen. 
Für das Entstehen einer wirklich 
gemeinsamen Kraft und damit 
für unsere Einschätzung für die 
Strategiedebatte ist dies allerdings 
unumgänglich. Hier die richtige Ba-
lance zu fi nden ist auch bei uns im 
Redaktionsteam Teil der Diskussion. 
Wir versuchen die Themen durch un-
terschiedliche Autoren abzudecken 
und Wiederholungen zu vermeiden, 
da die Seitenanzahl uns Grenzen 
setzt. Zudem möchten wir mehr 
Aktive ermutigen, Beiträge z.B. 
von Aktionen, für den FreiRaum zu 
schreiben. Keine Angst vor Fehlern 
und Grammatik, wir lassen die 
Artikel Korrektur lesen! 

Viel Spaß beim Lesen dieser
Ausgabe wünschen Euch,
 
Marion Küpker (mk) 
Roland Blach (rob) 
Wolfgang Schlupp-Hauck (wsh)

Zum dritten Mal trafen sich in diesem Jahr 
Atomwaffengegner am ersten Wochenende im 
September in Büchel zur Umrundung des 
Fliegerhorstes. Bei strahlendem Sommerwet-
ter waren 50 Aktivisten zum Atomwaffenlager 
gekommen, während zur gleichen Zeit nicht 
weit entfernt am Nürburgring mehr als 50.000 
Ferrarifans Michael Schumacher zujubelten, 
obwohl gar kein Rennen gefahren wurde.

Die Veranstaltung begann mit einer ökumeni-
schen Andacht, in der Pfarrer Matthias Engelke 
das diesjährige Motto vorstellte: Wir suchen 
Menschen, die mit uns für eine atomwaffenfreie 
Welt streiten wollen. Deshalb wollen wir uns mit 
der Laterne in der Hand auf den Weg machen.

Danach beleuchtete Bernd Hahnfeld von IALANA 
die rechtliche Problematik der Stationierung von 
Atomwaffen in Deutschland. Er sagte: „Es hat 
Gründe dass dieser Militär-Standort auf keiner 
Landkarte verzeichnet ist. Was hier geschieht, 
scheut das Licht der Öffentlichkeit. Es ist ille-
gales Regierungshandeln – weitaus gefährlicher 
als jede organisierte Kriminalität. (...) Alle US-
amerikanischen Atombomben befi nden sich mit 
Wissen und Wollen der deutschen Regierungen 
hier. Unverändert gilt, was die Bundesregierung 
1993 gegenüber dem Bundestag erklärt hat: 
Sie befürwortet die Stationierung der Atom-
waffen und sie werde sich weder für ihren 
Abzug noch für den Verzicht auf den Ersteinsatz 
einsetzen.“

Warum deutsche Polit iker so handeln, 
versuchte Dr. Lothar Liebsch vom Arbeits-
kreis DARMSTÄDTER SIGNAL zu ergründen:
„Offensichtlich versetzt die 
Verfügungsgewalt über Mas-
senvernichtungswaffen ihre 
Besitzer in den Glauben, 
damit über außergewöhnliche 
existenzielle Machtmittel 
für zukünftige gewaltsame 
Auseinandersetzungen auf 
internationaler Ebene zu 
verfügen. (...) Obwohl die 
überwält igende Mehrheit 
der Deutschen keine Mas-
senvernichtungswaffen in 
Deutschland haben will, ist 
es bisher nicht gelungen, 
unser Land von diesen Re-
likten des Kalten Krieges 
endgültig zu befreien. In 
Wahrheit ist die Zahl der 

Atomwaffenbefürworter unter den deutschen 
Politikern wohl viel größer, als wir wahrhaben 
wollen. Hier muss unbedingt Klarheit geschaffen 
werden. Vor allem unsere Parlamentarier müs-
sen gezwungen werden, ihre Position in dieser 
existenziellen Frage offen zu legen.“

Nach den Vorträgen machten sich die Teil-
nehmer auf den 16 km langen Marsch um den 
Stützpunkt. Unter ihnen war in diesem Jahr auch 
eine Gruppe Jugendlicher, allesamt Mitglieder 
eines Internationalen Workcamps, veranstaltet 
von der Pressehütte Mutlangen

Unterwegs wurde mehrmals Station gemacht. 

Dr. Elke Koller stellte die von IPPNW zusam-
mengestellte Bilderausstellung über die Folgen 
des Atomwaffeneinsatzes von Hiroshima vor. 
Pfarrer Engelke verlas Antwortschreiben von 
Politikern, die zur Veranstaltung eingeladen 
worden waren und allesamt abgesagt hatten. 
Wolfgang Schlupp-Hauck und die Teilnehmer des 
Workcamps warben für die Aktion Völkerrecht. 
Sie sammelten nicht nur Unterschriften, sondern 
hatten gleich ein Stück Schutzwall mit nach 
Büchel gebracht.

Am Ende eines langen und anstrengenden 
aber schönen Demonstrationstages erhielt je-
der Teilnehmer eine Urkunde. Darin wurde ihm 
bescheinigt:„am helllichten Tag eine Lampe 
getragen zu haben– auf der Suche nach Men-
schen, die mit uns Wege fi nden, alle Atomwaffen 
abzuschaffen.“

All denjenigen, die - aus welchen Grün-
den auch immer – in diesem Jahr nicht nach 
Büchel gekommen sind, sei gesagt: Anfang 
September 2005 werden wir uns vor dem Tor des 
Fliegerhorstes wieder treffen und die nächste 
Umrundung in Angriff nehmen. Wir werden 
wiederkommen und immer wiederkommen, bis 
die Atombomben in vorhersehbarer Zukunft 
abgezogen werden. 

Oberstleutnant a.D. Dr. Lothar Liebsch
Arbeitskreis DARMSTÄDTER SIGNAL 

Büchel ist immer eine Reise wert

Lothar Liebsch, Foto: wsh

Diskussion durch den Zaun, Foto: Bundeswehrfotograf
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Was gibt`s Neues in den 
juristischen Auseinander-
setzungen wegen Aktionen 
der GAAA?

Seit meinem Ber icht in der 
FreiRaum-Ausgabe Nr. 2/2004 auf 
Seite 14 hat sich Folgendes er-
eignet:

Weil Hermann Theisen am 20.3.04 
an Soldaten in Büchel Flugblätter 
mit einem Aufruf zur Befehlsver-
weigerung verteilt hat, erhielt er 
einen Strafbefehl über eine Geld-
strafe von 30 Tagessätzen. Er hat 
dagegen Einspruch eingelegt. 

Nachdem derselbe Aufruf am 
8.6.04 ein zweites Mal in Büchel 
verteilt wurde, erhielten die fünf 
VerteilerInnen Hanna Jaskolski, 
Wolf-Dieter Wiebach, Wolfgang 
Sternstein, Hermann Theisen und 
Martin Otto Anklageschriften. Sie 
werden also demnächst im Amts-
gericht Cochem gegen den Vor-
wurf, öffentlich zu Straftaten 
aufgerufen zu haben, argumentie-
ren. Es wird die 24. Verhandlung 
in einem Amts- oder Landgericht 
sein, die wegen einer GAAA-Aktion 
in Büchel stattfi ndet. 

Wegen der „Zivilen Inspektion“ in 
Büchel am 23.5.03 ist Hermann 
Theisen für den 14.9.04 ins Land-
gericht Koblenz geladen, weil er 
Berufung gegen die Verurteilung 
zu einer Geldstrafe von 20 Tages-
sätzen durch das Amtsgericht 
Cochem eingelegt hat. 

Martin Otto will einen Teil seiner 
Geldstrafe, die er wegen derselben 
Aktion erhalten hat, demnächst 
als Ersatzfreiheitsstrafe „absit-
zen“ und sich dann von möglichst 
vielen AtomwaffengegnerInnen 
freikaufen lassen, die gleichzeitig 
einen Offenen Brief an politisch 
Verantwortliche mitunterzeichnen 
können. Näheres dazu wird in ei-
nem Knastinfo zu lesen sein, das 
erscheinen wird, sobald der Haft-
termin fest steht. Wer ein Exemp-
lar haben möchte, bestelle es sich 
bei Martin (Anschrift unten). Es 
wird das neunte Mal sein, dass 
ein/e Aktive/r der GAAA wegen 
einer Büchel-Aktion ins Gefängnis 
gesperrt wird. 

Bitte schickt weiterhin alle Infor-
mationen zu den rechtlichen Fol-
gen unserer gewaltfreien Aktionen 
an Martin Otto, Magdalenenhäuser 
Weg 31, 35578 Wetzlar.
 Martin Otto 

Am 8. Juni 2004 haben die Friedensaktivis-
ten Hanna Jaskolski (Erftstadt), Martin Otto 
(Wetzlar), Wolf-Dieter Wiebach (Berlin), Dr. 
Wolfgang Sternstein (Stuttgart) und Her-
mann Theisen (Heidelberg) am Fliegerhorst 
im rheinland-pfälzischen Büchel an die dort 
stationierten Bundeswehrsoldaten einen Auf-
ruf zur Befehlsverweigerung verteilt. Dieser 
war folgendermaßen überschrieben: „Aufruf 
an alle Bundeswehrsoldaten des Jagbomber-
geschwaders 33 (Büchel): . Unterschrieben 
wurde der Aufruf von bisher 38 Personen 
als Erstunterzeichner bzw. Unterstützer, die 
ein breites Spektrum der bundesdeutschen 
Friedensbewegung abdecken.

Ziel des Aufrufs war, an die in Büchel statio-
nierten Bundeswehrsoldaten zu appellieren, von 
ihrer Beteiligung an der völkerrechts- und grund-
gesetzwidrigen nuklearen Teilhabe abzulassen, 
um damit ihrer rechtsstaatlichen Verantwortung 
Rechnung zu tragen. Mit der Bereithaltung von 
Kampffl ugzeugen, um mit diesen im sogenann-
ten Ernstfall US-amerikanische Atombomben 
einzusetzen, verstößt die Bundeswehr gegen 
das Völkerrecht, unsere Verfassung sowie den 
Nichtverbreitungsvertrag.

Die Bundeswehr nahm die Verteilung der 
Aufrufe zum Anlass, unmittelbar darauf folgend 
das Haupttor für sämtliche Fahrzeuge zu sperren 
und den Militär- und Zivilverkehr auf ein an-
deres Tor umzuleiten. Diese rigide Maßnahme, 
die insbesondere von Zivilisten, die einfahren 
wollten, auf Unverständnis stieß, hatte mögli-
cherweise auch damit zu tun, dass an diesem 
Tag die Sicherheitsstufe Alpha galt. Einzelne 
Soldaten, die in ihren Fahrzeugen angesprochen 
wurden, ließen sich auf ein Gespräch über die 
Hintergründe unserer Aktion ein. Jene Soldaten, 
die ihren Dienst am Haupttor verrichteten, 
nahmen zwar den Aufruf 
an, verweigerten aber zu-
gleich jegliches Gespräch 
darüber.

 
Beschlagnahmt:
Gefahr in Verzug

Nach etwa einer halben 
Stunde erschien ein Kri-
minalbeamter der Polizei-
direktion Cochem, die von 
der Bundeswehr über die 
Aktion unterrichtet worden 
war. Er bat um Überlassung 
eines Aufrufs und teilte 
mit, dass er das weitere 
Vorgehen nun auf seiner 
Dienststelle besprechen 
wolle. Nach etwa einer 
weiteren Stunde erschien 
ein Zivilfahrzeug mit zwei 
Kriminalbeamten, die zu-
nächst das Geschehen vor 
dem Haupttor aus der Dis-
tanz beobachteten, um kurz 
darauf mitzuteilen, dass 

die Aufrufe beschlagnahmt werden müssten. 
Diese sei von dem zuständigen Oberstaatsan-
walt Schmengler (Staatsanwaltschaft Koblenz) 
angeordnet worden, da er den Tatbestand der 
Öffentlichen Aufforderung zu Straftaten (§ 111 
StGB) als erfüllt betrachte. Der Aufruf sei ihm 
per Fax übermittelt worden und daraufhin sei 
die unmittelbare Beschlagnahme angeordnet 
worden, da Gefahr in Verzug bestehe. Die Be-
schlagnahme wurde wenig später vom Amtsge-
richt Cochem bestätigt (Verdacht: Öffentliche 
Aufforderung zu Straftaten nach dem Strafge-
setzbuch in Verbindung mit der Aufforderung 
zur Gehorsamsverweigerung, Ungehorsam, 
Meuterei, Verabredung zur Unbotmäßigkeit, 
Eigenmächtiger Abwesenheit und Fahnenfl ucht 
nach dem Wehrstrafgesetz). Hiergegen wurde 
das Rechtsmittel der Beschwerde eingelegt.

Anfang August wurden Strafverfahren gegen 
die Friedensaktivisten eingeleitet. Am 23. 
November müssen sie sich ab 14 Uhr vor dem 
Amtsgericht Cochem verantworten.

Weitere Informationen: 
Hermann Theisen, 
Moltkestraße 35, 
69120 Heidelberg,  
Hermann.Theisen@t-online.de.
  Hermann Theisen 

Aufruf zur Befehlsverweigerung in Büchel 
Bundeswehr schließt Tor und unterrichtet Polizei

Rechtliches
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Kritik ja, 
aber konstruktiv bitte!

Der Artikel „Anti-Atomwaffen Orga-
nisationen“ hat mich ratlos zurück-
gelassen. Viel Kr itik, zum Teil 
berechtigt, wie etwa die Frage „Lohnt 
es sich überhaupt, für den Nichtver-
breitungsvertrag zu kämpfen?“, zum 
Teil unberechtigt, wie etwa der Vor-
wurf, auf das Angstthema Terrorismus 
wurde in den NGO-Runden nicht ein-
gegangen. Das habe ich anders er-
lebt.
Kritik kann man immer so oder so 
formulieren. Hier kommt sie vorwurfs-
voll und nicht konstruktiv daher: „Es 
gab zu wenig Platz für Debatten und 
das lag an den NGOs, die das vorbe-
reitet haben“, anstatt weiterzuführen, 
etwa „Wir brauchen viel mehr Zeit um 
inhaltlich miteinander zu reden und 
unsere Differenzen auszutragen und 
dafür werden auch wir beim nächsten 
Mal mit sorgen“.
Auch die inhaltliche Wiedergabe 
dessen, was auf der offi ziellen Kon-
ferenz passiert ist, fand ich proble-
matisch.
Ein Beispiel: Im Text steht, dass die 
UN-Mitgliedstaaten die größte Gefahr 
im Terrorismus von außen sehen. Das 
ist m. E. falsch. Fast alle Länder, au-
ßer den Atomwaffenstaaten, haben 
die Atomwaffen der offi ziellen Atom-
waffenländer als das Hauptproblem 
benannt. Und nur die Atomwaffenlän-
der haben ständig auf den Terrorismus 
als Begründung für Ihre Atomrüstung 
rekurriert. Genau hier lag die große 
Kluft, die die gesamte Konferenz 
durchzog und die dazu führte, dass 
die Konferenz im Chaos endete. Dies 
übrigens wurde von vielen Ländern, 
unter anderem der Middle Powers 
Initiative, als Desaster angesehen 
und heftig kritisiert. Dazu kein 
Wort.
Wir müssen eine Debatte führen - da 
hat die Autorin ja ganz recht. Nur 
sollte diese Debatte den Leser nicht 
ratlos zurücklassen, sondern ihn 
motivieren, am Thema dran zu blei-
ben. Und hier sind die Autorin und 
ich scheinbar wirklich anderer Mei-
nung. Ich denke, dass die internatio-
nale Kampagne 2020Vision mit den 
Bürgermeistern und den Schülern 
gemeinsam mit dem historischen 
Jahrestag 60. Jahre nach den Atom-
bombenabwürfen eine Chance dar-
stellt, viele Menschen einzubinden. 
Eine Chance, die den Lesern auch 
vermittelt werden muss. Das hat hier 
m. E. eindeutig gefehlt.
Ute Watermann, 
Pressesprecherin der IPPNW 
und Mitglied der deutschen NGO-
Delegation zur PrepCom.  

Leserbrief

Bis zum Jahr 2020 sollen alle Atomwaffen 
abgerüstet sein. Das ist die Forderung des 
Netzwerks Abolition 2000 und das Ziel der 
weltweiten Dringlichkeitskampagne der May-
ors for Peace. Der Weg dorthin soll über eine 
Nuklearwaffenkonvention führen. 

Während 1975 die Biowaffen- und 1994 die 
Chemiewaffenkonvention abgeschlossen wur-
den, warten wir bis heute vergeblich auf ein 
Verbot der Atomwaffen.

Der Atomwaffensperrvertrag verpfl ichtet zwar 
zur Abrüstung aller Atomwaffen, aber beinhaltet 
keinen konkreten Zeitplan. So können die offi -
ziellen Atommächte sich leichten Herzens zur 
Abrüstung bekennen, sie aber gleichzeitig in 
eine unabsehbare Zukunft verschieben. Längst 
zweifeln viele Nicht-Atomwaffenstaaten an dem 
Willen der Atommächte, überhaupt je diesen 
Schritt zu tun. Sie halten sich daher die Option 
von eigenen Atomwaffen offen. Der Atomwaf-
fensperrvertrag droht auseinander zu brechen.

Hiroshimas Bürgermeister Akiba fordert 
deshalb: Die Überprüfungskonferenz des Atom-
waffensperrvertrags 2005 soll der Anfang sein 
von Verhandlungen zu einer Nuklearwaffen-
konvention. Könnten die Verhandlungen 2010 
abgeschlossen werden, wären noch zehn Jahre 
Zeit, um durch Abrüstung das Ziel „Atomwaf-
fenfrei bis 2020“ zu erreichen.

Bereits UNO-Dokument
Die Verhandlungen müssten nicht bei Null 

anfangen. Naturwissenschaftler, Rechtan-
wälte und Abrüstungsexperten von Nichtre-
gierungsorganisationen erarbeiteten einen 
Modellentwurf. Dieser wurde auf Antrag von 
Costa Rica zu einem offi ziellen UNO-Dokument. 
(UN Doc A/C.1/52/7). Obwohl die rot-grüne 
Bundesregierung die vollständige Abrüstung 
der Atomwaffen als eine der wichtigsten 
Aufgaben globaler Friedenssicherung benennt, 
zeigte sie kein Interesse, das Dokument 
ins Deutsche übersetzen zu lassen. Das blieb 
wieder den Nichtregierungsorganisationen 
überlassen. Von IALANA, INESAP und IPPNW 
wurde es in „Sicherheit und Überleben“ 
veröffentlicht.

Die Nuklearwaffenkon-
vent ion beinhaltet ein 
Verbot der Entwicklung, des 
Testens, der Produktion, 
der Lagerung, des Trans-
fers, der Nutzung und der 
Androhung des Einsatzes 
von Atomwaffen durch Staa-
ten oder nichtstaatliche 
Akteure wie terroristische 
Vereinigungen und sieht 
Verfolgungs- und Strafme-
chanismen für Verletzungen 
des Verbotes vor. BürgerIn-
nen, die Verletzungen des 
Verbotes publik machen, 
werden in besonderer Weise 
unter rechtlichen Schutz 
gestellt.

Geregelter Abrüstungsprozess
Für die Abrüstung der bestehenden Atomwaf-

fenarsenale einschließlich der Trägersysteme 
ist ein internationales Überwachungs- und Ve-
rifi kationssystem mit Inspektionen, Satelliten-
aufnahmen usw. vorgesehen, um die Sicherheit 
zu vermitteln, dass alle Staaten mitziehen. Im 
Anfangsstadium sollen die Atommächte mit den 
größten Arsenalen, Russland und die USA, die 
größten Einschnitte vornehmen. Elemente auf 
dem Weg zur Abrüstung sind: 

 - die langsame Reduktion der Waffenvorräte
 - das Beenden der Alarmbereitschaft der
  Atomwaffen,
 - die Destationierung der Atomwaffen,
 - das Entfernen der Atomsprengköpfe von 
  ihren Trägersystemen,
 - das Unbrauchbarmachen der Sprengköpfe,
 - das Übertragen der Kontrolle 
  über spaltbare Materialien auf internationale

  Instanzen.

Offene Fragen
Der Abrüstungsprozess setzt ein Umdenken 

voraus, das die Arbeit an und mit Atomwaffen 
nachhaltig ächtet. Aber der Umgang mit der 
Atomenergie, die Lars Pohlheimer, IPPNW, als 
„siamesischen Zwilling“ der Atomwaffenproduk-
tion bezeichnet, ist auch in der Nuklearwaffen-
konvention noch ungeklärt.

Sollten die Staaten sich bei der Überprüfungs-
konferenz des Atomwaffensperrvertrages im 
nächsten Mai nicht zu Verhandlungen über eine 
Konvention durchringen können, plant Bürger-
meister Akiba deshalb schon einen „Hiroshima-
Prozess“, der ähnlich dem „Ottawa-Prozess“ zur 
Ächtung von Landminen den Druck von unten 
bündeln und so den politischen Willen zur Ab-
rüstung wirksam machen soll.
Julia Kramer 
Mitarbeiterin der Friedenswerkstatt Mutlangen  

Die Nuklearwaffenkonvention
Instrument zum Verbot und zur Abrüstung aller Atomwaffen

Bürgermeister Akiba erklärt den 
Dringlichkeitsplan und die 2020 Vision
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Zum 50. Jahrestag der Explosion der „Bravo“-
Bombe auf den Marshall-Inseln, dem 1. März 
1954, führte das Pazifi k-Netzwerk in Berlin ein 
Seminar zu den gesundheitlichen, sozialen und 
ökologischen Auswirkungen des Einsatzes von 
Atomwaffen „zu Testzwecken“ durch.

„Nuclear Survivors“
Seit vielen Jahren erinnern Nichtregierungsor-

ganisationen im Pazifi k jeweils am 1. März an die 
Auswirkungen der über 300 Atomtests im Pazifi k. 
Zunächst als „Bikini Day“ bezeichnet erfolgte dann 
eine Umbenennung in „Nuclear Victims’ Remembran-
ce Day“, um deutlich zu machen, dass es nicht nur 
um die Opfer von Bikini geht. Lijon Eknilang von den 
Marshall Islands ist es sehr wichtig, vom „Nuclear 
Survivors’ Remembrance Day“ zu reden: Die Betrof-
fenen wollen sich nicht mehr als „Opfer“ fühlen, 
sondern als „Überlebende“ ihr weiteres Schicksal 
in die eigene Hand nehmen. Aus den eindrückli-
chen Schilderungen der damals achtjährigen Lijon 
Eknilangs über die Explosion der Wasserstoffbombe 
„Bravo“ am 1. März 1954, und die anschließende 
Odyssee der Bewohner von Rongelap und Ailinginae, 
der Rückkehr nur drei Jahre später auf die immer 
noch verseuchten Inseln und des anschließenden 
Ausbruchs bis dahin in ihrer Heimat unbekannter 
Krankheiten zitierte auch die Presse ausführlich. 
Aus der Frankfurter Rundschau vom 28.2.2004:
 „Lijon Eknilang ist heute 58 Jahre alt. Eine kleine, 
schüchterne Frau, der ein Tumor aus der Schilddrüse 
entfernt wurde und die sieben Fehlgeburten hinter 
sich hat. Ihr Gehör ist schlecht geworden mit der Zeit, 
ab und an schwellen ihre Gelenke unnatürlich an, und 
wenn sie liest, fl irren nach wenigen Minuten bereits 
die Augen. Eine kranke Frau, aber nicht gebrochen. 
Sie ist Ratsfrau geworden in ihrer Heimat und hat 
einen Verein von Überlebenden gegründet. Sie war in 
Washington, mehrfach, und hat dort mit der Regierung 
verhandelt. Überall auf der Welt hat sie auf Symposien 
und Kongressen geredet. Jetzt ist sie in Berlin, um zu 
berichten, wie es ist, ein menschliches Versuchskanin-
chen zu sein.“

Aus „Kommunikation Global“, Jhg. V/Nr. 51, März 04:
„Erst 1957 kehrten sie nach Rongelap zurück, das 
immer noch verseucht war. Wissenschaftler dagegen 
versicherten den Insulanern die Rückkehr sei völlig un-
gefährlich, um die Strahlenopfer weiter beobachten zu 
können. Dies belegt der US-Bericht ‚A Study of Human 
Beings Exposed to Radiation’, den Eknilang erst Jahre 
später zu Gesicht bekommt. Ihr Name existiert nicht. 
Nur eine Nummer, sie ist die 53. „Wir waren besser als 
Ratten, denn wir konnten wenigstens sprechen“, so die 
bittere Bilanz Eknilangs.“

Aus der Zeitung „Zeit-Fragen“ (Zürich) vom 15.3.04:
 „Lijon Eknilang(s …) Großmutter starb in den 60er 
Jahren an Schilddrüsen- und Magenkrebs. Ihr Vater 
starb 1954, nachdem ihn der Fallout beim Fischen 
auf dem Meer überrascht hatte. Ein Vetter starb 
1960 an Krebs, ein anderer 1972 an Leukämie, zwei 
Schwestern wurden 1981 an der Schilddrüse operiert. 
Sie selbst kann keine Kinder bekommen. (…) Tragi-
scherweise wird Kinderlosigkeit auf den Marshallinseln 
als Zeichen für die Treulosigkeit der Frau angesehen, 
deshalb redet niemand gerne über die vielen Fehl-
geburten, über schwer missgebildete Kinder, die als 
„Quallenbabys“, „Kraken“, „Äpfel“ oder „Schildkröten“ 
bezeichnet werden. Besonders bekannt wurden die 

„Quallenbabys“, die mit durchsichtiger Haut und ohne 
Knochen geboren werden, man kann das Gehirn und 
das schlagende Herz sehen, sie haben keine Beine, 
keine Arme, keinen Kopf, bewegen sich einige Zeit 
und sterben dann.“

An die von Lijon Eknilang beschriebenen Krank-
heiten knüpfte der Strahlenphysiker Dr. Sebastian 
Pfl ugbeil an. Er führte aus, wo sich im Körper wel-
che radioaktiven Stoffe anreichern, etwa Caesium 
in der Muskelmasse, was v. a. bei Kindern zu einer 
problematischen Cs-Anreicherung im Herzmuskel 
führen kann. Auf den Marshall-Inseln mussten 
sich viele Bewohner einer Schilddrüsenoperation 
unterziehen und sind seither auf die lebenslange 
Einnahme von Medikamenten angewiesen. Radio-
aktives Strontium wird vom Körper behandelt wie 
Calcium und in den Zähnen und Knochen eingela-
gert, die davon ausgehende Strahlung schädigt die 
Immunabwehr und den Blutbildungsmechanismus 
im Knochenmark, weshalb viele Strahlenopfer an 
Leukämie sterben. Zur Zeit der oberirdischen Tests 
wurden große Mengen dieser radioaktiven Substan-
zen auch in der gesamten nördlichen Hemisphäre 
gemessen. So wiesen 1963 bundesdeutsche Knochen 
die höchsten Gehalte an Strontium 90 auf, im selben 
Jahr sorgte der steile Anstieg der radioaktiven Iso-
tope in US-amerikanischen Kinderzähnen öffentlich 
für Furore. Solche Messungen trugen letztlich mit 
dazu bei, dass sich die USA, Großbritannien und die 
UdSSR im Jahr 1963 auf ein Verbot atmosphärischer 
Atomwaffentests einigten (Partieller Atomtest-
sperrvertrag). 

Menschliche Versuchskaninchen
Der Biologe Bernd Franke vom ifeu Heidelberg 

(Institut für Energie- und Umweltforschung) war 
mehrere Jahre lang auf den Marshall-Inseln am „Ron-
gelap Resettlement Project“ beteiligt und hat für die 
Bewohner des ebenfalls radioaktiv verseuchten Uti-
rik-Atolls ein Gutachten erstellt. Aus den vor einigen 
Jahren freigegebenen offi ziellen US-Dokumenten, 
geht zweifelsfrei hervor, dass die am Testtag des 1. 
März 1954 vorherrschende Windrichtung frühzeitig 
bekannt war, die Bewohner von Rongelap, Ailingi-
nae und Utirik mithin absichtlich verseucht und 
anschließend als willkommene wissenschaftliche 
Versuchskaninchen betrachtet wurden, die man 
regelmäßig untersuchte, aber nicht behandelte.

Die – formal unabhängigen - Marshall Islands 
werden bis zum heutigen Tage von den USA mili-
tärisch genutzt: Das Kwajalein-Atoll ist Zielgebiet 
für die Tests von Interkontinentalraketen, die von 
Vandenberg/Kalifornien abgeschossen werden, und 
dient auch als Abschussbasis für Anti-Raketen-
Raketen großer Reichweite (zur Entwicklung eines 
Raketenschutzschirmes). Die ehemaligen Bewohner 
der Militärzone hat man auf einem winzigen Insel-
chen zusammengepfercht, wo sie, wie Lijon Eknilang 
anschaulich berichtete, seit Jahrzehnten unter 
unzumutbaren Bedingungen hausen müssen. 
 Ingrid Schilsky (Pazifi k-Netzwerk e.V.)
Das in Zusammenarbeit mit der Women‘s International League 
for Peace and Freedom (Aotearoa) herausgegebene Buch 
„Lernen aus dem Leid“, in dem neben Lijon Eknilang zehn 
weitere Frauen von verschiedenen Pazifi kinseln die Schicksale 
ihrer Völker beschreiben, ist für 10,-  erhältlich bei der Pazifi k-
Informationsstelle, Postfach 68, 91564 Neuendettelsau, www.
pazifi k-infostelle.de  

Pazifi k - Lernen aus dem Leid

Pazifi k Netzwerk

Proteste gegen die damaligen 
französischen Atombombenversu-
che im Pazifi k und Beschäftigung 
mit den schlimmen Auswirkungen 
der US-Tests auf den Marshall 
Islands einte die regionalen Grup-
pen, die sich vor gut 15 Jahren 
zum bundesweiten Pazifi k-Netz-
werk e.V. zusammenschlossen.
Auch heute müssen die Bewohner 
noch immer um die Anerkennung 
ihrer Strahlenkrankheiten ringen. 
Außer bei den direkt Betroffenen 
scheinen die verheerenden Folgen 
radioaktiver Verseuchung durch 
Atomtests in Vergessenheit zu 
geraten. Auch das Pazifi k-Netz-
werk hat sich in den vergangenen 
Jahren verstärkt anderen Themen 
zugewandt. Bis wir die Bilder von 
missgebildeten Säuglingen sahen, 
die uns so fatal an die Missbildun-
gen im Pazifi k erinnerten – Fotos 
aus Gegenden im Südirak, die im 
Golfkrieg 1991 mit Munition mit 
„abgereichertem“ Uran bombar-
diert worden waren.
So führten wir zum 50. Jahrestag 
der Explosion der „Bravo“-Bombe 
ein Seminar durch. Mehr als 300 
Atombomben wurden „zu Test-
zwecken“ im Pazifik gezündet, 
über 2050 waren es weltweit 
zwischen 1945 und 1998. Am 
1. März 1954 hatten die USA auf 
dem Bikini-Atoll ihre mit Abstand 
größte Bombe gezündet, eine 
Wasserstoffbombe mit dem Code-
Namen „Bravo“, die eine 2 ½ mal 
so hohe Sprengkraft entwickelte 
wie vorausberechnet. Der Test 
ger iet damit zur schlimmsten 
Strahlenkatastrophe der US-
Geschichte. Aus einem Explosions-
krater von 2 km Durchmesser und 
76 m Tiefe riss die Bombe mit der 
1000 fachen Kraft der Hiroshima-
Bombe Millionen Tonnen von 
Material in die Luft, welches Stun-
den später als radioaktiver „Schnee“ 
auf die Bewohner der Inseln Rong-
elap, Ailinginae, Rongerik und Bikar 
nieder regnete.
   Ingrid Schilsky 

Lijon Eknilang, 
Foto: Ingrid Schilsky
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„Global denken - lokal handeln“ dieser 
Grundsatz führte in den 80er Jahren zu 
zwei Handlungsformen für eine Welt 
ohne Atomwaffen in vielen Gemeinden 
und Städten: dem Konzept der atomwaf-
fenfreien Zonen und der Städtepartner-
schaft mit Hiroshima, dem Entstehen der 
Initiative Mayors for Peace. „Mein Haus, 
unsere Stadt ist atomwaffenfrei“, das war 
mehr eine direkte Protestbewegung gegen 
die geplante Stationierung der Pershing 
II und Cruise Missiles. Der Beitritt zu 
Mayors for Peace war eher eine repräsen-
tative Geste in der aktuellen Diskussion, 
die Schrecken der Atomwaffen nicht zu 
vergessen. Mit der Gefährdung des Atom-
waffensperrvertrages bekommt nun diese 
Aktionsebene ein neue Relevanz.

Atomwaffenfreie Zonen von 
unten

Nach dem Vorbild der britischen Kampa-
gne für atomare Abrüstung (CND) kamen 
1981 bereits Kampagnen für atomwaffen-
freie Städte in vielen Orten in Gang. Sie 
knüpften an das Konzept atomwaffenfreier 
Zonen der 50er Jahre an, die in den Abrüs-
tungsverhandlungen der Atommächte eine 
gewissen Rolle spielten (Rapacki-Plan) und 
ergänzten es durch die Idee von Orten, die ihr 
Gebiet für atomwaffenfrei erklärten. 10% aller 
niederländischen Gemeinden taten dies. In 
Deutschland war der Stadtrat von Mörfelden-
Walldorf der erste, gefolgt vom Landkreis Groß 
Gerau. In Nürnberg hat der Rat einen Beschluß 
von 1958 bekräftigt „ keine Maßnahmen zu er-
greifen, die der Stationierung von Atomwaffen 
auf dem Gebiet der Stadt dienen können.“

Kassel wurde per Stadtverordnetenbeschluss 
zur atomwaffenfreien Zone und richtete  eine 
Koordinierungsstelle für atomwaffenfreie 
Gemeinden ein, die erst mit der Abwahl des 
SPD Oberbürgermeisters Hans Eichel 1988 
ihre Arbeit einstellen mußte. Eine führende 
Rolle in der Kampagne für atomwaffenfreie 
Städte und Gemeinden nahmen Dortmund und 
Hannover ein.

Während Ende der 50er Jahre viele Städ-
te und Gemeinden Resolutionen gegen die 
atomare Bewaffnung der Bundesrepublik ge-
fasst hatten, waren in den 80er Jahren diese 
Beschlüsse konkreter auf die Weigerung von 
Kommunen bezogen, Atomwaffen oder Zubehör 
und Logistik auf ihr „Hoheitsgebiet“ zu ver-
bringen. Dies löste natürlich Widerspruch bei 
Bundespolitikern aus, die solche Beschlüsse für 
rechtswidrig oder verfassungswidrig hielten. 
Die Zuständigkeitsfrage war deshalb auch ein 
fortdauernder Streit in den Kommunalparla-
menten. Die Friedensbewegung wies dabei auf 
die Verantwortlichkeit der kommunalren Ebene 
für den sogenannten Zivilschutz hin. 

Anzeige aus der „Odenwälder Heimatzeitung 
vom 7. September 1982

Die Kampagne für atomwaffenfreie Städte und 
Gemeinden war mit die erfolgreichste Bewegung 
gewaltfreien Widerstands gegen die Raketensta-
tionierung in Westeuropa. Städtepartnerschaf-
ten verstärkten die Öffentlichkeitswirksamkeit 
und lösten auch in Osteuropa neue friedenspoli-
tische Debatten aus. 1987 kam es auf Initiative 
der DFG-VK zum Olof Palme Friedensmarsch für 
eine atomwaffenfreie Zone in Mitteleuropa, die 
beide deutsche Staaten einbeziehen sollte. An 
den Aktivitäten in der DDR nahmen kirchliche 
Friedensgruppen mit Forderungen teil, die sich 
auch deutlich gegen die eigene Regierung rich-
teten. Sie konnten dies erstmals über mehrere 
Wochen mehr oder weniger unbehelligt tun. 
Nie zuvor hatten Bürgeraktionen eine derartig 
umfassende militär- und sicherheitspolitische 
Debatte ausgelöst. Gerd Greune 

Kommunale Außenpolitik für 
eine Welt ohne Atomwaffen
„Meine Stadt ist atomwaffenfrei“

Erklärung deutscher Bürger-
meister zur Abschaffung von 
Atomwaffen

Anfang August wurde der Öffentlichkeit 
eine neue Erklärung vorgestellt, die vom 
Trägerkreis Atomwaffen abschaffen in 
Abstimmung mit den Städten Hannover 
und Hiroshima erarbeitet wurde.
Die deutschen Bürgermeister unterstüt-
zen damit eine Entschließung der US-
Konferenz der Bürgermeister vom 28. 
Juni 2004, die die tausend größten 
Städte in den Vereinigten Staaten re-
präsentieren. Verweisen u.a. auf 
folgende Tatsachen:
1. ...dass so lange wie Atomwaffen 
existieren, Städten der Welt die sofor-
tige Zerstörung in einer Größenordnung 
droht, die die Erfahrungen von Hiroshi-
ma und Nagasaki aus dem Jahre 1945 
weit überschreitet...
5. ...dass alle anderen Massenvernich-
tungswaffen durch internationale Ver-
einbarungen verboten worden sind und 
unter internationaler Kontrolle beseitigt 
werden, und die Nuklearwaffenstaaten 
sich zur Führung von Verhandlungen 
über atomare Abrüstung in gutem 
Glauben verpfl ichtet haben... 
6. ...dass der internationale Gerichtshof 
1996 einstimmig erklärt hat, dass alle 
Staaten verpfl ichtet sind „in redlicher 
Absicht Verhandlungen zu führen und 
zum Abschluss zu bringen, die zu ato-
marer Abrüstung in allen ihren Aspekten 
unter strikter und effektiver internati-
onaler Kontrolle führen“...
7. ...dass die Weltkonferenz der Bürger-
meister für den Frieden eine internati-
onale Kampagne gestartet hat, die 
die NVV-Überprüfungskonferenz 2005 
auffordert, Verhandlungen über die 
Eliminierung von Nuklearwaffen aufzu-
nehmen, die bis 2010 abzuschließen und 
bis 2020 vollauf auszuführen sind...
10. sei beschlossen, dass die US-Konfe-
renz der Bürgermeister solange in dieser 
Frage engagiert bleibt bis unsere Städte 
nicht mehr unter der Bedrohung atoma-
rer Vernichtung stehen“
Mit der Erklärung wird die deutsche 
Regierung aufgefordert, sich auf der 
Überprüfungskonferenz des Nichtver-
breitungsvertrags im Mai 2005 für die 
sofortige Aufnahme von Verhandlungen 
zum Verbot und zur Abschaffung von 
nuklearen Waffen und Material aktiv 
einzusetzen, Verhandlungen über den 
Abzug der US-Atomwaffen von deut-
schem Boden zu beginnen und die 
nukleare Teilhabe Deutschlands aufzu-
geben.

Diese Erklärung kann im Internet unter 
www.atomwaffenfrei.de eingesehen 
werden. rob  

Auf Initiative des Mutlanger Bürgermeisters Peter Seyfried 
haben zwanzig Bürgermeister aus dem Ostalbkreis ihren Bei-
tritt zum Bündnis „Mayors for Peace“ erklärt Seyfried über-

gab die Beitrittserklärungen an Wolfgang Schlupp-Hauck, der 
sie in New York Bürgermeister Akiba persönlich übergab. Die 
Mitgliederzahl stieg damit auf über 600. Seyfried erklärte: 

„Als Bürgermeister einer Gemeinde, in der Atomwaffen stati-
oniert waren, in der es zahlreiche Proteste dagegen gab, und 

einer Gemeinde, die glücklicherweise jetzt Wohnhäuser bauen 
kann, wo einst die Pershing II Raketen gelagert wurden, 

empfi nde ich die Verpfl ichtung, die Bemühungen des Bürger-
meisters aus Hiroshima um ein Verbot von Atomwaffen zu 

unterstützen.“

Die Grundstücke in 
Wald-Amorbach/Breuberg, 

Flurstück 16. Nr. 4; Flurstück 17, Nr. 5; 
Flurstück 227-2, Nr. 6, 

sind von uns zur
„Atomwaffenfreien Zone“

erklärt worden.
Brigitte Ishorst-Schlarmann

Klaus Schlarmann
6127 Wald-Amorbach . Spessartstraße 14
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Aktionsreise 2005 
nach New York zur 
Überprüfungskonferenz des 
Atomwaffensperrvertrags 
 
Für Jugendliche und junge Er-
wachsene organisiert die Friedens-
werkstatt Mutlangen wieder eine 
Aktions- und Studienreise zur UNO 
in New York: Teilnahme an der 
Überprüfungskonferenz des Atom-
waffensperrvertrags, an Workshops 
der NGOs und an Aktionen wie dem 
internationalen Städte-Friedens-
fest im Central Park geben Ein-
blicke in die Kampagnen- und 
Lobbyarbeit auf internationalem 
Parkett. Gleichzeitig können Kon-
takte geknüpft und Methoden der 
Kampagnen- und Lobbyarbeit 
selbst ausprobiert werden. Auch 
das Sightseeing und die Begeg-
nung mit internationalen Jugend-
lichen kommen auf der Reise vom 
28./29.4. bis 14./16.5.2005 nicht 
zu kurz. 

Als erstes Vorbereitungsseminar 
für die Aktionsreise und als Ein-
führung für alle Interessierten:
Wochenendseminar „Der Atom-
waffensperrvertrag in Gefahr“ 
vom 12. bis 14.11. 2004
Das Seminar gibt einen Überblick 
über die aktuelle Situation der 
Atomwaffen und der Atomwaffen-
politik. Es soll Fragen beantworten 
wie: Welche internationalen Ab-
kommen gibt es über Atomwaffen? 
Welche Möglichkeiten gibt es, zu 
einer atomwaffenfreien Welt zu 
gelangen? Welche Kampagnen und 
Organisationen arbeiten für die 
Abrüstung von Atomwaffen? 
Darüber hinaus werden wir Stra-
tegien suchen, wie wir durch 
Lobbyarbeit Politiker in Deutsch-
land und bei der UNO zu einer 
konsequenteren Abrüstungspolitik 
bringen können. Hierbei werden 
wir auch praktische Übungen 
machen.
Weitere Infos zu beiden Veranstal-
tungen gibt’s bei der Pressehütte 
(post@pressehuette.de).
   Julia Kramer 

Mayors for Peace (Bürgermeister für den 
Frieden) wurde 1982 von den Bürgermeis-
tern aus Hiroshima und Nagasaki gegründet. 
Damit es keine japanische Initiative bleibt, 
beschränkten sie dort die Mitgliedschaft 
auf die beiden von Atomwaffen verwüsteten 
Städte und suchten weltweit Partner für 
„Frieden durch Solidarität zwischen Städten“. 
Der Beitritt zu einer solchen Städtepartner-
schaft war in den 80er Jahren ein deutliches 
Signal gegen die neuen Atomraketen. Hanno-
ver übernahm hierbei eine aktive Rolle und 
OB Schmalstieg wurde Vorstandsmitglied in 
Mayors for Peace.

In den 90er Jahren schliefen viele der Ak-
tivitäten ein. Durch das Ende des Ost-West-
Konfl iktes hatte die Initiative an politischer 
Brisanz verloren. Nur noch wenige Städte luden 
Überlebende der Atombombenabwürfe ein, nur 
noch selten wurde eine Strasse nach Hiroshima 
benannt, nur einige führten Gedenkveranstal-
tungen am 6. und 9. August durch. Dennoch: 
Mayors for Peace verabschiedete immer wieder 
Resolutionen, gegen den Irak Krieg, gegen 
den Einsatz von Uranmunition, gegen nukleare 
Aufrüstungspläne. 

In dieser Phase erhielt Mayors for Peace 1992 
als Nichtregierungsorganisation beratenden 
Status im Wirtschafts- und Sozialrat der Verein-
ten Nationen. Eine neue Ebene der Aktivitäten 
betrat Bürgermeister Akiba aus Hiroshima 
2002 in Genf vor der Vorbereitungskommission 
für die Überprüfungskonferenz des Atomwaf-
fensperrvertrages. In seiner Rede kündigte er 
einen Dringlichkeitsplan für die Abschaffung 
der Atomwaffen an. Seine Forderung an die 
Staaten war, 2005 mit Verhandlungen über eine 
Nuklearwaffenkonvention zu beginnen. (Siehe 
diesen FreiRaum Seite 4). Der Plan begeisterte 
die anwesenden Gruppen von Abolition 2000. 
So tat sich eine neue Koalition auf: gewählte 
Kommunalpolitiker und in Friedensgruppen 
engagierte Bürger.

In diesem Jahr ist Bürgermeister Akiba in New 
York nicht mehr alleine vor der Vorbereitungs-
kommission aufgetreten. Er und Bürgermeister 
Itho aus Nagaski führten eine 15-köpfigen 
Delegation an. Im nächsten Jahr soll die Dele-
gation 100 Bürgermeister umfassen. Reden auf 

der Konferenz, Treffen mit den Regierungsde-
legationen und ein großes Friedensfestival im 
Central Park sind in der Planung, um Druck für 
die Abrüstung zu machen.

In Deutschland waren bereits in den 80er 
Jahren 100 Städte und Gemeinden der Initiative 
beigetreten. Die Dringlichkeitskampagne will zu 
den 60. Jahrestagen der Atombombenabwürfe 
die alten Mitglieder wieder aktivieren und neue 
Mitglieder hinzu gewinnen. Dazu sind Gedächt-
nis- und Informationsveranstaltungen wichtig 
als Mobilisierungselement für die direkte Ein-
fl ussnahme auf die Abrüstungsverhandlungen. 
Diese Aktionsebene ist neu für die Mayors for 
Peace.

Ein starke Kampagne wird entstehen, wenn 
Friedensgruppen und die Mayors for Peace eng 
zusammenarbeiten. In Deutschland hat daher 
der Trägerkreis Atomwaffen abschaffen - bei 
uns anfangen!“ die Unterstützungskampagne 
„..auf keinem Auge blind -atomwaffenfrei bis 
2020“ gestartet.

Ob ihr Ort bereits Mitglied von Mayors for 
Peace ist erfahren Sie auf der Homepage:
www.atomwaffenfrei.de wsh 

Von der Städtepartnerschaft zur aktiven 
Nichtregierungsorganisation in der UN

Der Stuttgarter OB Wolfgang Schuster unterzeichnete 
den offenen Brief der Aktion Völkerrecht und setze sei-
nen Baustein in das wachsende „Denk-mal“. Er bekam 

von den Schülern aus Heidelberg einen Brief von Bürger-
meister Akiba übergeben mit der Einladung, nach New 
York zur Überprüfungskonferenz mitzureisen. Schuster 

kündigte an, den Mayors for Peace beitreten zu wollen.
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Die Verbindung zwischen ziviler und 
militärischer Nutzung der Atomkraft und das 
Vertuschen wissenschaftlicher Erkenntnisse 
über die Gefahren der sog. radioaktiven 
Niedrigstrahlung sind Themen des Vortrags 
von Dave Kraft hier in der BRD. Dave ist Mit-
begründer des Nuclear Energy Information 
Service in den USA und bemüht sich seit 23 
Jahren, die Tricks und Manipulationen der 
Atomlobby aufzudecken, mit denen sie ihre 
neuen atomaren Projekte der Öffentlichkeit 
verkaufen. 

Der Schrecken über die Atombombenabwürfe 
auf Hiroshima und Nagasaki und die Angst 
vor neuen atomaren Kriegen führte in den 
50er Jahren zur vorgetäuschten Trennung von 
friedlicher und militärischer Nutzung atomarer 
Energie. Visionär sollte der Bau von 1000 AKW’s  
in den USA angestrebt werden. Gerade einmal 
etwas über 100 AKW’s sind es geworden und 
die Kosten für die Lagerung ihres Atommülls 
sind enorm, ebenso die freigesetzte Strahlung 
in die Umwelt. 

 Um das heutige Weiterbestehen des Atomzeit-
alters zu sichern wird Folgendes angestrebt:

- Das Angleichen der Grenzwerte an reale 
radioaktive Emissionen in der Umwelt, für die 
Arbeiter und die Bevölkerung.

- Durch Werbung wird die Sprache ins „Dop-
peldeutige“ transformiert: Radioaktivität ist 
zwar gefährlich, aber nutzt der Allgemeinheit. 
Nachdem das Strahlenproblem nicht gelöst 
werden konnte, musste es sprachlich entgiftet 
werden – z.B.: “dieser Stoff mag tödlich sein, 
aber er ist legal und daher in Ordnung“. 

- Nachdem Marketing und der Krieg der 
Wahrnehmung gewonnen sind, müssen die ver-
schiedenen Bereiche der Industrien und ihrer 
Märkte - darunter Elektrizität, Krieg, Medizin 
und Lebensmittelbehandlung - als absolute 
Notwendigkeit für die Gesellschaft positioniert 
werden. 

Wir sehen in jedem Bereich der Atomindus-
trie Beweise für diese Strategie: 

 - Die Öffentlichkeit wird möglicher-
weise nie Atomreaktoren oder Atommüll 
akzeptieren, aber in den USA wird ihr 
beigebracht, dass die Bestrahlung von 
Lebensmitteln mit Kobalt und Caesium 
aus Gesundheitsgründen notwendig sei. 
Dabei wird verschwiegen, dass zwei Drittel 
der Probleme, die mit der Verschmutzung 
durch Salmonellen und Kolibakterien in 
Verbindung gebracht werden, mit dieser 
Maßnahme nicht gelöst werden können. 
Hingegen ist nach erfolgter Bestrahlung 
eine bakterielle Wiederverschmutzung 
möglich. Außerdem erzeugt die Bestrah-
lung chemische freie Radikale in den Le-
bensmitteln, die im Körper aufgenommen 
weitere Probleme erzeugen. 

- Zum fünften Mal in 14 Jahren versucht 
die zuständige US-Regulierungsbehörde 
schwach radioaktiven Müll zum unein-
geschränkten Gebrauch zu „De- bzw. zu 
Endreglementieren“. Der radioaktive Müll 

soll in Alltagsgegenstände 
wie Autos, Spielzeug, Haus-
haltsartikel, Modeschmuck 
u.s.w. recycled werden.

- Im Wissenschaftsbe-
reich versuchen einige der 
atomaren Aufrührer die 
Wiederbelebung der lang 
diskreditierten Theorie der 
„Hormesis“ über radioaktive 
Strahlung. Danach soll die 
Aufnahme geringer Mengen 
von Radioaktivität zu unse-
ren Gunsten sein. Die US- 
Medien berichten darüber 
besonders gern.

- Wenn gezielte Falsch- 
oder nicht durchgeführte 
Studien der Verhinderung 
wissenschaftlicher Ergeb-
nisse dienen, kann der bis-
herige Grenzwert leicht ver-
ändert werden, um ihn den 
unliebsamen Emissionen 
besser anzupassen. Dieser 
Prozess fi ndet gerade statt in der Kontroverse 
um das vorgeschlagene „Endlager“ für hochra-
dioaktiven Müll im Yucca Berg in Nevada. 

- Zivile AKW’s sind zum ersten Mal unter Ver-
trag der US-Energiebehörde, um Tritium für den 
Weitergebrauch in Atomwaffen zu produzieren. 
Bisher hatte die US-Energiebehörde eigene Re-
aktoren für die Herstellung von Materialien für 
die Bombenproduktion. Diese Reaktoren wurden 
alt und ihr Weiterbetrieb zu gefährlich. Mit dem 
Heranziehen der kommerziellen Atomindustrie 
wurde nun zwar das Tritiumproblem gelöst, aber 
auch ein klares Signal gegeben, dass die vor-
getäuschte Trennung zur friedlichen atomaren 
Nutzung auch offi ziell nicht weiter existiert.

- Waffen aus abgereichertem Uran (DU) wur-
den die Wunderwaffen des US Militärs. DU ist 
ein Abfallprodukt, das bei der Herstellung von 
kommerziellen Reaktorbrennstoffen anfällt, 
stammt also  aus der zivilen Produktion.  

- Der Begriff der „konventionellen“ Kriegs-
führung wird durch die de facto Akzeptanz 
von Einsätzen radiologischer - DU und anderer 
Uranwaffen - vernebelt. Es sind keine spaltbaren 
Materialen (welche z.B. die atomare Kettenre-
aktion bei Atombomben hervorrufen) und so 
fallen sie nicht unter den ohnehin ignorierten 
Nichtverbreitungsvertrag. Solange es keine 
atomare Pilzwolke gibt, muss es ok sein—und 
es funktioniert. Wenn radioaktive Materialien 
zu „unverzichtbaren“ Waffen geworden sind, 
können sie unmöglich aufgehalten werden.

Dave Kraft sieht die Möglichkeit dieser Ent-
wicklung entgegenzuwirken, indem die wahren 
gesundheitlichen Auswirkungen, die weltweite 
Epidemie an Krebserkrankungen durch die 
Verbreitung radioaktiver Niedrigstrahlung, be-
kannt gemacht wird. Die Akzeptanz für jetzige 
und weitere Atomprojekte muss gestoppt bzw. 
verhindert werden. Mehr Informationen unter: 
www.neis.org Vortrag gekürzt von mk 

Europäischer 
Freiwilligendienst 

For Mother Earth (FME) in Belgien 
sucht Freiwillige für ihr internati-
onales Büro in Gent. Die Arbeit 
würde sich auf einen Zeitraum von 
sechs bis zwölf Monaten belaufen 
und wird durch den EVS – European 
Voluntary Service fi nanziert. An 
diesem Austauschprogramm kann 
jede/r zwischen 18 und 25 Jahren 
teilnehmen. Es beginnt im Februar 
2005.
Die Arbeit beinhaltet verschiedene 
Aufgaben, die mit FME`s Anti- 
Atomkampagnen in Zusammenhang 
stehen: atomare Abrüstung, 
Boykot t von US-Produk ten, 
Anti- Kriegs-, Anti- Militarismus-
Aktivitäten und Kriegsdienstver-
weigerung, Atomenergie und 
Atommüll, alternative Energien 
und  Energiesparmaßnamen, bio-
logischer Anbau, Menschenrechte 
indigener Völker und Mithilfe in 
dem von FME aufgebauten vegeta-
rischen/ veganen Restaurant. 
For Mother Earth organisiert ge-
waltfreie direkte Aktionen, sodass 
die Bereitschaft zur Vorbereitung 
und Teilnahme an solchen Aktio-
nen einen großen Bonus bedeutet.
Die Arbeit wird in englischer und/ 
oder holländischer Sprache sein.
Als Gegenleistung erhaltet ihr zwei 
Mahlzeiten pro Tag im Restaurant, 
Unterbringung, Sprachtraining, 
Reisekosten und ein monatliches 
Taschengeld von 160 Euro. 

Weitere Informationen fi ndet ihr 
unter EVS Projekt: 
www.motherearth.org/fme/evs.php 
oder kontaktiert David:
Tel: 0032-9-242 87 52
E mail: david@motherearth.org   mk 

Atomare Renaissance in den USA 
„Normalisierung“ der sich ausbreitenden radioaktiven Umwelt 

Das kalifornische
 „Women‘s Cancer Resource 
Center“ sagte bereits
1994, das Brustkrebs bei
Frauen im Alter von 35-
50 Jahren Todesursache
Nr. 1 ist.
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Mordechai Vanunu 

Vanunu wurde am 21. April 2004 
nach 18 Jahren Knast entlassen, 
doch er ist nicht wirklich frei und 
darf das Land innerhalb des kom-
menden Jahres nicht verlassen. 
Zur Zeit lebt er in einem Zimmer 
der St. George Kathedrale in Ost-
jerusalem. Er widersetzt sich den 
Aufl agen der israelischen Regie-
rung in Bezug auf seine Kontakte 
und Äusserungen, indem er mit 
ausländischen Medien spricht. 

1986 hatte Vanunu das geheim 
gehaltene israelische Atomwaffen-
programm, dessen Arsenal 100- 
200 Atomwaffen beinhaltet, an die 
Öffentlichkeit gebracht. 
Vanunu sagt, „... Wasserstoffbom-
ben haben keine Rechtfertigung 
und sind auch keine wirkliche 
Entschuldigung für Israel`s Vertei-
digung. Es sind wahre (Holocaust)- 
Massenvernichtungswaffen… und 
sie können nur gegen Zivilisten in 
Städten eingesetzt werden…“
Zudem erklärt der ehemalige Ar-
beiter des Dimona Atomreaktors: 
„radioaktive Emissionen wurden 
nur dann freigesetzt, wenn der 
Wind Richtung Jordanien wehte. 
Seit 40 Jahren ist dieser Reaktor 
ohne Inspektionen, weder aus dem 
Ausland noch durch das israelische 
Parlament, in Betrieb“. 
Vanunu hofft, Israel so schnell wie 
möglich verlassen zu können, denn 
er fühlt sich dort nicht sicher und 
er möchte seine UnterstützerInnen 
und seine Adoptiveltern in Min-
nesota, USA besuchen. Das Recht 
auf Bewegungsfreiheit oder im 
Meer zu schwimmen ist heute ge-
nauso seine Vision, wie seine 
Hoffnung auf eine Welt, die nicht 
durch die atomare Vernichtung 
bedroht ist.
www.vanunu.freeserve.co.uk

 mk 

Das „Komitee zur Untersuchung radioakti-
ver Risiken durch interne Strahlung“- CERRIE 
ist Englands neuestes wissenschaftliches 
Beratungskomitee über radioaktive Risiken. 
Es sollte einen Bericht erstellen, dem alle 
Mitglieder zustimmen mussten. Doch nach 
30 Monaten endete die Arbeit des Komitees 
im Juli mit einem Fehlschlag. 

Die grundlegende Frage kam vom Komiteegrün-
der, dem Umweltminister Michael Meacher: „ob das 
heutige Berechnungsmodell über radioaktive Risiken 
immer noch gültig sei“, bevor er dann von Premier-
minister Tony Blair gefeuert wurde.  

Hintergrund ist, dass die Low Level Radiation 
Campaign (LLRC) von Dr. Chris Busby und 40 wei-
teren Wissenschaftlern, einen Berechnungsfehler 
aufzeigte, der um das bis zu 1000-fache im Berech-
nungsmodell des International Committee on Radi-
ological Protection (ICRP) über radioaktive Risiken 
lag. Radioaktive Strahlung, die durch die Einatmung 
von Partikeln oder über die Nahrungsaufnahme in den 
Körper gelangt, wirkt dort wesentlich stärker, als die 
von außen auf den Körper einwirkende Strahlung. 
Das herkömmliche Berechnungsmodell, welches 
weltweit angewandt wird, bezieht sich nur auf die 
Auswirkungen durch externe radioaktive Strahlung. 
Der Petkaueffekt beweist zudem, dass die Anhäufung 
von Strahlenerkrankungen nicht linear zur Erhöhung 
der Strahlendosis verläuft. Studienergebnisse von 
Leukämieerkrankungen bei Kindern zeigen, dass die 
Auswirkungen von Tschernobyl in England bei einer 
Falloutdosis von ca. 80 microSieverts 720- fach höher 
war als nach der herkömmlichen Berechnungsmetho-
de. Das bestätigen auch epidemiologische Studien, 
die in der BRD und in Griechenland durchgeführt wur-
den. Nach dem Tschernobyl-Unfall gab es bei Kindern 
in Großbritannien einen Anstieg von Leukämie um 
das 3.6- fache, in der BRD um das 1.6- fache und in 
Griechenland um das 2.6- fache.  

CERRIE hatte die Aufgabe, diese Studien und das 
neue Berechnungsmodell zu überprüfen.

Nach ihrem langen Arbeitsprozess stimmten die 

Mitglieder des Komitees 10 zu 1 
dafür, die neue Berechnungsme-
thode der Low Level Radiation 
Campaign (LLRC) in der letzten 
Version des Berichts mit einzu-
beziehen. 

Eine Woche vor dem endgül-
tigen Treffen war ein offi zielles 
Rundschreiben der Regierungs-
anwälte eingegangen, das die Ko-
miteemitgliedern darauf hinwies, 
dass sie persönlich für „mögliche 
Verleumdungen“ und „Falschinter-
pretationen“ zur Verantwortung 
gezogen werden könnten. 

Beim letzten Treffen am 24. Juli 
2004 wurden wieder rechtliche 
Hinweise gegeben. Es wurde noch-
mals nachgefragt, ob irgendwel-
che Ungenauigkeiten oder Fehler 
zu identifi zieren wären. Doch es 
gab nur positive Zustimmung, 
wie es auch auf Filmkassetten 
festgehalten wurde. 

Und dann explodierte die 
Bombe: der „Fr iends of the 
Earth“- (BUND) Vertreter Dr. 
Philip Day u.a. unterstützt durch 
den Greenpeace Vertreter Pete 

Roche, brachten einen Antrag ein, mit dem die 
neue Berechnungsmethode wieder ausgeschlossen 
werden sollte, da sie die abweichenden Meinungen 
nicht angemessen wiedergeben würde. Obwohl dies 
in den vorherigen Diskussionen nicht erwähnt wurde, 
ging der Vorsitzende direkt zur Wahl über, mit dem 
Ergebnis von 5 zu 2 bei 2 Enthaltungen vom NRPB 
(National Radiological Protection Board). Das Ergeb-
nis besagt, dass es eine Menge Unsicherheiten und 
zudem Neues gibt, dass das biologische Phänomen 
kaum verstanden wird, dass man sich jedoch darüber 
keine Sorgen machen muss. 

Es hätte nicht anders vom NRPB und BNFL - Britsh 
Nuclear Fuels Limited (Atomindustrie) geschrieben 
werden können und tatsächlich wurde vieles von 
ihnen geschrieben, nachdem die LLRC ausgeschlossen 
wurde. Die LLRC wird sich zunächst darauf beschrän-
ken, einen kurzen Überblick über die Falschinter-
pretation von Leukämiefällen nach Tschernobyl 
aufzuzeigen. Dieses Thema war anfangs entscheidend 
dafür, den Umweltminister Michael Meacher davon 
zu überzeugen, CERRIE ins Leben zu rufen. Wir glau-
ben, dass diese Befunde klar die Glaubwürdigkeit 
von ICRP (International Committee on Radiological 
Protection) und seinem Berechnungsmodell infrage 
stellen. ICRP’s grundlegendes Argument ist es, dass 
individuelle Studien statistisch so schwach seien, 
dass sie dahingehend interpretiert werden könnten, 
dass Tschernobyl keine Auswirkungen auf das Vor-
kommen von Kinderleukämie habe - oder sie sogar 
reduziert haben könnte. Es argumentiert, dass die 
griechischen Daten falsch sein müssen, da sie mit 
den Ergebnissen aus Weißrussland nicht übereinstim-
men können, weil dort die Dosis viel höher sei als 
in Griechenland. Problematisch an diesem Argument 
ist, dass es von einer linearem Anstieg der Erhöhung 
von Fällen proportional zur Strahlenmenge ausgeht, 
während die LLRC den Beweis erbracht hat, dass hohe 
Dosen die Leukämiefälle (und andere Krankheiten) 
reduzieren, da Föten z.B. in der Gebärmutter sterben. 
(www.llrc.org) Chris Busby und Richard Brumhall, 
LLRC  zusammengefasst und übersetzt mk 

Weiteres Cover-up über 
Radioaktive Risiken
CERRIE (Committee Examining Radiation Risk of Internal Emitters)
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DU in Sardinien 

Fischer aus den Dörfern Teulada 
und Sant’Anna Arresi kämpfen seit 
vielen Jahren um ihren Job. Es 
geht um die Verhinderung ihrer 
Vertreibung und des Abhängigwer-
dens von der staatlichen Wohl-
fahrtshilfe.
Capo Teulada ist eine Halbinsel an 
der Südwestküste von Sardinien. 
Seit den 50er Jahren wird es als 
militärischer Bombenabwurfplatz 
mit echter Kriegsmunition für 
Boden-, Luft- und Marineübungen 
genutzt- darunter auch DU Muni-
tion.  Mit 7200 Hektar Boden und 
750 km2 Meer war es das zweit-
größte Testgebiet in Europa. Es 
war der erste europäische Übungs-
platz, der intensiv von den USA, 
der NATO und anderen Verbündeten 
für Manöver genutzt wurde. Für die 
Soldaten ist das Betreten eines 
Großteils des Gebietes aufgrund 
großer Mengen an nicht explodier-
ter Munition verboten. 
Seit dem Jahr 2000, nachdem die 
Bewohner von Vieques, Puerto 
Rico, mit ihrem Widerstand die 
USA mit der 6ten Flotte und der 
2ten Atlantikflotte vertrieben 
haben, wurde die Militärbasis Capo 
Teulada noch mächtiger. Heute ist 
sie das größte high-technology 
Übungszentrum in Europa, welches 
gegen Bezahlung von allen ver-
bündeten Armeen genutzt werden 
kann… um Sardinien f rei zu 
bombardieren. 
Die Fischer gewannen Ende der 
90er Jahre ein Gerichtsverfahren, 
welches ihre Gehälter zurücker-
stattete, die allerdings in etwas 
Ähnliches wie Wohlfahrt umge-
wandelt wurden. Gleichzeit ig 
wurden die Einschränkungen durch 
die Armee noch ausgeweitet, da 
das Meer hier nur noch für militä-
rische Übungen genutzt werden 
darf. Das macht den Fischern das 
Ausüben ihrer traditionellen Fi-
scherei unmöglich. Der Kampf der 
Fischer begann erneut im Herbst 
2002 und seit November 2003 
führen sie durchgängig Proteste 
am Hafen und an der Einfahrt zur 
Militärbasis durch. 
Oft fahren sie ihre Boote ins Herz 
des Testgebietes und legen ihre 
Netze aus.
Ihre Forderungen sind einfach: das 
Recht, das gestohlene Meer zu-
rückzuerhalten, das Recht auf 
würdige Arbeit, das Recht auf ein 
sicheres, sauberes Meer und  eine 
saubere Umwelt.
Mehr Informationen zu dieser 
Kampagne erhaltet ihr über Patri-
cia in Englisch:
rebelfl ower@libero.it mk  

Depleted Uranium und wie weiter
Es folgt ein geschichtlicher Überblick zum 

Stand der Erkenntnisse zu Uranwaffen und 
die Frage, was nach der Hamburger Uranwaf-
fenkonferenz vom Oktober 2003 die nächsten 
Schritte für die Friedensbewegung in Bezug 
auf diese Waffen sein müssten.   

Der weltweit erste bedeutende Einsatz mit 
Uranwaffen fand bereits 1991 seitens der US- und 
britischen Armee im Irak statt. Damals wurde 
das Vorhandensein von radioaktivem Material in 
Waffen von den verantwortlichen Regierungen 
noch geleugnet. Erst nachdem eine unabhängige 
Untersuchung die Radioaktivität der Munition 
bewies und nachdem diese Tatsache weiter be-
kannt wurde, gab die US Regierung zumindest den 
Einsatz von 375 Tonnen Depleted Uranium (ab-
gereichertem Uran) im Südirak 
zu. Die Regierungen der USA und 
Englands leugnen allerdings bis 
heute, dass diese Munition ge-
sundheitsschädigende Auswir-
kungen auf die dortige Zivilbe-
völkerung, sowie auf die eigenen 
Soldaten hat. So war es ein Ver-
dienst des deutschen Prof. Sieg-
wart- Horst Günther, als er 1992 
ein uranhalt iges Projekt il 
aus dem Kriegsgebiet im Südi-
rak an der Universität in Berlin 
auf Radioaktivität untersu-
chen ließ. Die signifi kanten Er-
krankungen in den Krankenhäu-
sern von Basra lösten bei ihm 
diesen Verdacht aus, woraufhin 
er international Alarm schlug. 

Prof. Durakovic war bereits 
12 Jahre Nuklearmediziner beim 
Pentagon, als er im Auftrag des US-Kongresses 
eine Studie über Uran im Urin von am Golfkriegs-
syndrom erkrankten US Veteranen durchführte. Er 
entdeckte DU, aber auch Spuren von Plutonium. 
Auf der Whistleblower Konferenz in Starnberg 
im Sept. 2003 sprach Prof. Durakovic über den 
massiven Druck, dem er ausgesetzt wurde, diese 
Studie nicht zu beenden. Nachdem er nicht bereit 
war, sein Vorhaben aufzugeben wurde ihm vom 
Pentagon gekündigt. Prof. Durakovic gründete 
daraufhin 1997 das unabhängige UMRC – Uranium 
Medical Research Center – in Kanada. Er kritisiert 
die Falschinformationen der Verteidigungsminis-
terien in Kanada und den USA. Diese berufen sich 
auf Studien, die gezielt so angelegt wurden, dass 
nichts dabei herauskam. Das UMRC kontaktierte 
weltweit Laboratorien, die weitere Urin- und 
Bodenproben aus Afghanistan (2002) und Irak 
(2003), auch bei Teilen der Zivilbevölkerung, so-
wie dort stationierter Soldaten untersuchten. 

Seit 1997 hat die US-Regierung 23 neue 
Waffensysteme wie z.B. Bunker Busters, erdein-
dringende Lenkraketen entwickelt, die laut ihrer 
Waffenpatente auf eine noch größere Menge 
von Uran in Waffen hinweisen, und zwar bis zu 
1 Tonne. Das Ergebnis der unabhängigen UMRC-
Analyse der Proben aus Afghanistan beweist 
den dortigen Uranwaffeneinsatz, wie es auch im 
Urteil des Internationalen Tribunals zum Krieg 
gegen Afghanistan bestätigt wurde. Das Tribunal 
wurde in Tokio im November 2003 vor einem 

internationalen Richtergremium abgehalten. Die 
letzte Analyse von Proben aus dem Irak, die in 
einem Frankfurter Labor von Dr. Axel Gerdes die-
ses Jahr untersucht wurde, beweist den Einsatz 
von Uran in Lenkraketen in Bagdad und bestätigt 
gleichzeitig DU im Urin von US Veteranen des 
letzten Irakkrieges.  

Eine unabhängige Studie der Universität 
Bremen bestätigte bereits im Jahr 2002 Chro-
mosomenschäden durch Radioaktivität an den 
19 getesteten Golf- und Balkankriegsveteranen, 
sowie einem Zivilisten aus der britischen Flug-
zeugproduktion. Diese Veteranen müssen einer 
ähnlichen Menge an Radioaktivität ausgesetzt 
worden sein, wie die Feuerwehrmänner von 
Tschernobyl, gab Dr. Chris Busby auf der Ham-

burger Uranwaffenkonferenz 2003 bekannt. Chris 
Busby ist u.a. Wissenschaftssekretär des Europä-
ischen Komitees über Radioaktive Risiken, sowie 
Wissenschaftssprecher der Grünen Partei von En-
gland und Wales und Mitglied der Internationalen 
Gesellschaft über Umweltepidemiologie. Weiter 
verglich Busby die radioaktive Halbwertzeit  des 
wesentlich langsamer zerfallenden DU Isotops 
mit der von Plutonium. Daraus ergab sich, dass 
350 Tonnen DU etwa 2 kg Plutonium entsprechen. 
Zur Erinnerung: die US-Regierung gab zu, bereits 
1991 im Südirak 375 T. DU eingesetzt zu haben. 
Busby erklärt weiter, dass laut UN-Richtlinien 
ein Gebiet, welches mehr als 39 000 Bq pro qm 
aufweist, als radioaktiv verseucht gilt. 350 Ton-
nen DU, die in einem Gebiet von 100 km² zum 
Einsatz kamen, übertreffen diese UN-Richtlinie 
um das 3-4 fache.

Dass Radioaktivität Krebs und andere Krank-
heiten erzeugt, muss wissenschaftlich nicht mehr 
bewiesen werden. 

Die bereits zugegebenen eingesetzten DU 
Mengen der US- und der britischen Regierung 
sind so ungeheuerlich, dass es keinen Zweifel an 
den Aussagen und Studien der irakischen Ärzte 
geben kann, die den offensichtlichen Zusam-
menhang des extremen Anstiegs der schweren 
Krankheitsbilder der Menschen im Irak und DU 
bestätigen. Für die Feststellung dieses Zusam-
menhanges bedarf es keiner bis ins allerkleinste 
Detail durchgeführten Studie. Die Forderung hier-
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Irakische Kinder benötigen 
unsere Unterstützung!

Der Einsatz radioaktiver Munition 
und Waffen im Südirak hat bereits 
im Golfkr ieg von 1991 zu der 
starken Krebszunahme bei der 
dortigen Bevölkerung beigetragen. 
Das Krankenhaus in Basra, das von 
der österreichischen Ärztin Eva- 
Maria Hobiger und dem von ihr 
betreuten Projekt „Aladins Wun-
derlampe“ unterstützt wird, hat 
seit Beginn der Besatzung kein 
einziges (!) krebshemmendes 
Medikament über das Gesundheits-
ministerium bzw. von den Besat-
zungsmächten erhalten. Die 
Abteilung für krebskranke Kinder 
ist ausschließlich auf Hilfsliefe-
rungen angewiesen, „ohne diese 
wären in dieser Zeit ausnahmslos 
alle kleinen Patienten gestorben“. 
Prinzipiell erhalten die Kranken-
häuser, so musste sie erfahren, 
höchstens 25 % des tatsächlichen 
Bedarfs.
Eva-Maria Hobiger war vom 15. bis 
28. Juni 2004 wieder einmal mit 
e iner großen Hil f s l ie ferung 
(6 Tonnen) im Irak. Unter den 
aktuellen Bedingungen eine sehr 
mutige Reise. In ihrem Reisebe-
richt „Der  Krieg  geht weiter...“ 
www.iraktribunal.de/dokus/hobi-
ger_jun04/reisebericht.htm
schildert sie erneut sehr bewegend 
die Situation im Irak und wie 
wicht ig unserer Hilfe gerade 
heute ist.

Leider geht die Spendenbereit-
schaft seit dem offi ziellen Ende 
des Krieges immer weiter zurück. 
Wir erbitten daher dringend Spen-
den auf das folgende Konto:
Hypo Vereinsbank AG München 
(BLZ  700 202 70),Konto Nr. 
665 821 595 „Kinder im Irak“ 
Näheres auf der Webseite: 
www.saar.at/aladin  mk 

nach kann nur als Missbrauch von Wissenschaft 
betrachtet werden. Weitere Studien müssen das 
Ziel verfolgen, mit noch genaueren Daten das 
Problem zum Schutze des Menschen besser zu 
erfassen, anstatt die Wahrheit mit dem Ruf nach 
einem allumfassenden wissenschaftlichen Beweis 
wieder zu vernebeln. Natürlich gibt es Einzelfälle, 
wo der Auslöser einer Krankheit eine andere Ursa-
che hat oder wo verschiedene Faktoren in einem 
Krankheitsbild zusammenkommen. 

Die Anti- Uranwaffenbewegung möchte hier 
so genau wie möglich weiter recherchieren, ohne 
dabei die offensichtliche Verursachung durch 
Uranmunition auf die Gesundheit der betroffe-
nen Menschen zu leugnen. Auf der Hamburger 
Uranwaffenkonferenz wurden von den meisten 
der aus 20 Ländern stammenden TeilnehmerIn-
nen diese Waffen als Massenvernichtungswaffen 
defi niert. Einhellig wurde die Vorgehensweise der 
Regierungen als gezieltes „cover-up“ bezeichnet. 
Es wurde deutlich, dass es allein unabhängige 
Studien waren, nicht Regierungs- oder UN-Studien, 
die die Wahrheit ans Licht brachten. So erkannte 
dieses Jahr das weltweit erste Gericht in England 
die Klage eines Golfkriegsveteranen an, der seine 
schwere Erkrankung auf DU zurückführte. Weitere 
britische Veteranen, die zeitgleich vor Gericht 
zogen, hatten kein Glück, da sie an keiner unab-
hängigen Studie teilgenommen hatten und daher 
den wissenschaftlichen Beweis nicht erbringen 
konnten. Interessant ist auch der Fall von Richard 
David aus England. Er hatte in den oben genannten 
unabhängigen Studien positive Testergebnisse, 
obwohl er nicht als Soldat im Einsatz, sondern 
als Arbeiter in der Flugzeugindustrie tätig war. 
Ende dieses Jahres wird Richard Davids Verfahren 
vor dem Obersten Gericht in London stattfi nden. 
Hierin besteht für uns die Hoffnung auf einen 
Präzedenzfall im zivilen Sektor.

Epidemiologie von unten
Die Resolution der Hamburger Uranwaffen-

konferenz bringt das gemeinsame Interesse 
der Bewegung zum Ausdruck, den Bedarf nach 
weltweiten epidemiologischen Befragungen der 
Bevölkerung in DU Einsatz- und Testgebieten, 
unter Veteranen der Länder, sowie rund um die 
DU Produktionsstätten als weitere Schritte zur 
genaueren  Bestimmung zu benennen. 

Unterschiede können durch diese Befragungen 
erkannt und analysiert werden. Diese epidemio-
logischen Fragebögen sind bereits von Dr. Busby 
entwickelt worden und über die GAAA erhältlich. 
Für die Anti-Atombewegung eignet sich dieser 
epidemiologische Fragebogen generell um Ge-
sundheitsprobleme und Auffälligkeiten rund um 
Atomanlagen festzustellen. Die Uranwaffenkon-
ferenz bekundete die Notwendigkeit des Aufbaus 
einer Freien Universität, die unabhängig die neue 
Berechnungsmethode über die Auswirkungen 
radioaktiver Niedrigstrahlung anwenden soll, 
wie es von 40 Wissenschaftlern der LLRC (Low 
Level Radiation Campaign) befürwortet wird. 
Innerhalb der konzernunterwanderten UNO wird 
von der WHO (Weltgesundheitsorganisation) und 
der IAEA (Internationale Atomaufsichtsbehörde) 
eine falsche Berechnungsmethode angewandt und 
als Richtlinie an alle Regierungen ausgegeben 
(siehe den Beitrag zu CERRIE S. 9). Zudem wer-
den Krebsregister vermehrt von den Regierungen 
abgeschafft oder manipuliert. 

Wir können dem entgegenwirken:
Es können unabhängige epidemiologische Befra-

gungen mit 3-4 Personen auch in der BRD bei den 
bekannten DU-Testgebieten und Unfallstellen wie 
z.B. dem Flugzeugabsturz in Remscheid stattfi n-
den. Es gilt die Bevölkerung dafür zu gewinnen, 
dass sie, sobald eine signifi kante Krankheitserhö-
hung in den betroffenen Gebieten festgestellt wird, 
Druck auf entsprechende politische Verantwortli-
che ausübt. Jede/r einzelne Befragte könnte um 
eine symbolische Spende für dieses Internationale 
Institut „Freie Universität“ gebeten werden. Die 
heutige systemstabilisierende Wissenschaft 
bringt die Wahrheit nicht ans Licht und unsere 
heutigen Lehreinrichtungen produzieren kaum 
objektive Wissenschaftler. Umweltstudien an den 
neuen Universitäten drehen sich überwiegend um 
Wiederverwertung (recycling). Die aus der Anti-
Atombewegung bekannten WissenschaftlerInnen 
wie Rosalie Bertell, Ernest Sternglass, John Gof-
man, Jay Gould sind sehr alt, Alice Steward ist 
bereits verstorben und Inge Schmitz Feuerhake 
und Malcolm Hooper sind in Rente. Wer soll ihre 
Arbeit einmal fortführen? Das Ziel einer Freien 
Universität soll die Ausbildung einer Gruppe von 
jungen unabhängigen Menschen sein. Ausgerüstet 
mit Wissen und Technik sollen sie in der Lage sein 
eine Analyse über den wirklichen Zustand unseres 
Planeten, angesichts der Bedrohung durch das 
industrielle und politische System, abzugeben. Wir 
müssen diesen Nachwuchs von Wissenschaftlern, 
die uns objektive Antworten geben können,  „von 
unten“, durch eine Freie Universität organisieren 
und fi nanzieren, da die dafür zuständigen interna-
tionalen Organisationen dies nicht leisten.

Letztendlich wäre dies die gleiche Entwicklung, 
wie die aus der Friedensbewegung entstandenen 
Kriegsverbrechertribunale. Diese müssen auch „von 
unten“ organisiert werden, da sich keine Regierung 
traut, offi zielle Tribunale gegen die mächtigsten 
Staaten und die verantwortlichen Konzerne zu 
organisieren. Zudem sind viele Regierungen selbst 
an diesen Kriegen beteiligt. Auch der Einsatz von 
DU-Waffen ist ein Kriegsverbrechen. Die Illegalität 
dieser Uranwaffen klärte die UN-Unterkomission in 
ihrem Rechtsgutachten im Jahr 2003.  mk 

Dieses geniale Sach-Comic, im Eng-
lischen bekannt unter „addicted to 

war“, ist bei „Zweitausendeins“ 
jetzt neu für 7,50 Euro erhältlich.

Protest an der DU Produktionsstätte Alliant Tech, USA
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Liebe Mitglieder, 
Freundinnen und Freunde!

Auch dieser FreiRaum geht 
wieder hinaus mit Ihrer Unter-
stützung. Danke! Bleiben Sie 
uns gewogen auch nachdem wir 
in der letzten MV (wie berichtet) 
unseren Jahresbeitrag auf 40  
erhöhen mussten.

Nun, was steht an? 

Als Wichtigstes: 
DIE NEUE WELTORDNUNG. 
Wir er innern uns, so etwas 
wurde schon von Vater BUSH 
ausgerufen. Der Sohn hat sie 
jetzt erneut bestätigt: ER wird 
Amerika „VERTEIDIGEN, koste es 
was es wolle“. So der neue Name 
für Invasionen in rohstoffreiche 
Länder wie den Irak.
 
Ist das nicht die ALTE Weltord-
nung, die unsere Erde ruiniert 
hat? Zu schweigen von den ge-
waltigen Klimaeinbrüchen! Hier 
würde das Geld gebraucht, das 
immer noch im Rachen der Rüs-
tungskonzerne verschwindet!

Und die EU-VERFASSUNG? 

DASSELBE TÖDLICHE SPIEL: im 
Entwurf wurden militaristische 
Rahmenbedingungen für Euro-
pas Zukunft festgeschrieben. 
Oh nein! - Unsere Anregung und 
Bitte an Sie: JETZT müssen wir 
uns an unsere Abgeordneten 
wenden, auch an die Europa-Ab-
geordneten. Attac hat mit IPPNW 
u.a. dazu eine gut begründete 
Resolution verabschiedet, die Sie 
nutzen können! 
(Bezug: DFG-VK,Mühlgasse 13, 
60486 Frankfurt) 

UNSERE politische Chance:

 Angesichts des militärisch im 
Irak angerichteten Chaos ist bei 
uns inzwischen DIE MEHRHEIT 
in vielem mit der Friedensbewe-
gung im KONSENS. Wir stehen 
gegen diese Logik des Krieges 
nicht mehr allein!

Trotz allem können wir also 
zuversichtlich sein.
Mit herzlichen Grüssen!
Ihr Konrad Moll
Vorstandsmitglied der Friedens- und 
Begegnungsstätte Mutlangen e.V.  
 

Ja, bestätigte Gaele Winters, der neue Direk-
tor des Operation Center (ESOC) der Europä-
ischen Weltraumagentur (ESA) in Darmstadt, 
er glaube, dass die ESA künftig eine größere 
Rolle für die nationale und europäische Si-
cherheit spielen werde – etwa mit dem mili-
tärischen Einsatz von Beobachtungssatelliten. 
„Das heißt nicht, dass wir diese für das Mili-
tär steuern, jedoch, dass wir das Projektma-
nagement, die Software und die Satelliten 
liefern, weil wir dort das Know How haben.“ 

Allerdings schränkt er ein: „Wir sind keine 
Verteidigungsorganisation und werden das auch 
nie sein.“1 Darauf sollte er sich besser nicht 
festnageln lassen. Schliesslich arbeitet er für 
eine Organisation, die sich – es ist gerade erst 
fünf Jahre her – beleidigt dagegen wehrte, mit 
Militär überhaupt in Zusammenhang gebracht 
zu werden, jegliche Anspielungen auf „doppelte 
Nutzbarkeit“ oder „zivil-militärische Ambiva-
lenz“ empört von sich wies und dabei betonte, 
gemäß ihren Statuten auf „friedliche Zwecke“ 
verpfl ichtet zu sein.

Ein neues Kapitel der 
europäischen Raumfahrt

Die ESA hat sich inzwischen umorientiert und 
ist dabei den Vorgaben der Politik in Europa 
gefolgt: die Festlegung auf die Gemeinsame 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) im Ver-
trag von Maastricht 1992, die Defi nition der so 
genannten Petersberg-Aufgaben im selben Jahr 
und schließlich 2000 die Einigung auf Grundzüge 
einer Gemeinsamen Europäischen Sicherheits- 
und Verteidigungspolitik (ESVP).

Seither ist in der Europäischen Union nicht 
alles friedlich, wo friedlich drauf steht. Zählen 
zu den Petersberg-Aufgaben in der Verfassung 
der EU neben humanitären Aufgaben und Ret-
tungseinsätzen doch auch „Kampfeinsätze im 
Rahmen der Krisenbewältigung“.2

Diese Entwicklung kam manchen in der 
ESA-Führungsspitze entgegen. Das Umfeld für 
Weltraumaktivitäten war in den vergangenen 
Jahren schwierig. Die ökonomische Krise führte 
zu einer zurückhaltenden Ausgabenpolitik der 
öffentlichen Hand, folglich konnten manche 

Forschungsprojekte nicht realisiert werden. Dass 
einige groß angelegte kommerzielle Projekte 
platzten, traf vor allem die Weltraumindustrie 
schwer.

In dieser Situation sehen sie in der „Globa-
lisierung des Militärs“ eine große Chance. Für 
Einsätze zwischen Hindelang und Hindukusch 
sind die nationalen Armeen in Europa nicht gut 
genug ausgerüstet. Es fehlen unter anderem 
eigene Aufklärungskapazitäten, schnelle und 
geschützte Kommunikationsmöglichkeiten, 
zuverlässige Zeit- und Positionsgebung.

Hier kommen Satelliten ins Spiel – und damit 
auch die ESA. Weltraumagentur und Europäische 
Kommission haben in den vergangenen Jahren in 
zahlreichen Kontakten eine neue Partnerschaft 
abgesteckt. Dabei wurde in rasendem Tempo das 
Tabu der ESA, sich mit militärischen Aufgaben 
zu befassen, über Bord geworfen.

In einem Gemeinsamen Grundsatzpapier 
der [Europäischen] Kommission und der ESA 
zur europäischen Strategie für die Raumfahrt 
stellten die Partner fest: „Der Weltraum hat 
eine sicherheitspolitische Dimension… Durch 
die … auf dem europäischen Gipfel von Helsinki 
unternommenen Schritte in Richtung einer ESVP 
erlangt die Raumfahrt für die Europäische Union 
einen neuen Stellenwert, beispielsweise für die 
Entscheidungsfi ndung zur Planung und Durch-
führung der Petersberg-Aufgaben...“3 In dem 
Papier wird empfohlen, ein satellitengestütztes 
Informationsnetz zu schaffen, „das den politi-
schen Erfordernissen Europas entspricht“.

Gleichzeitig tagte der Rat der „drei Weisen“. 
In seinem Bericht „Towards a Space Agency 
for the European Union“ empfahl er, „die Fä-
higkeiten der ESA auch für die Entwicklung 
der eher sicherheitsorientierten Aspekte der 
europäischen Weltraumpolitik einzusetzen. Da 
die Anstrengungen der Europäischen Union in 
diesen Bereichen auf die so genannten Peters-
berger Aufgaben … abgestimmt sind, sehen wir 
kein Problem mit der Satzung der ESA.“4

„Neue Rolle in der Sicherheit“
ESA will sich im Verteidigungsbereich engagieren

Pressehütte.

Europa will sich Kriegsplanung und -führung mit Welt-
raumtechnologie unabhängig von den USA ermöglichen.
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Krieg der Sterne 
auch in Europa

Obwohl noch kein Test die Funk-
tionsfähigkeit der Raketenabwehr 
belegt, will US-Präsident Bush vor 
der Wahl Fakten schaffen. 

Im Fort Greely, Alaska und auf dem 
Luftwaffenstützpunkt Vanden-
berg, Kalifornien sollen noch 
diesen Herbst die ersten Abfan-
graketen stationiert werden.
Die beiden Stationen nützen nur 
etwas gegen mögliche Angriffe 
aus Nordkorea. Deshalb ist auch 
eine Basis außerhalb der USA in 
Planung.
Wie im Guardian vom 13. Juli 
veröffentlicht führt die US-Regie-
rung in Polen und Tschechien wie 
auch Ungarn, Rumänien und Bul-
garien Verhandlungen über die 
Errichtung von Radaranlagen für 
die Raketenabwehr und eine in der 
Erde verbunkerte Abwehrstellung 
für 10 Abfangraketen.
„Wir haben großes Interesse“ wird 
der Sprecher des polnischen Au-
ßenministeriums Boguslaw Ma-
jewski zitiert. Polen wäre die 
erste Raketenabwehrstellung au-
ßerhalb der USA und die einzige 
in Europa. 
Mit ihr soll dokumentiert werden, 
dass es auch um den Schutz der 
Verbündeten gehe, nicht nur um 
den Schutz der USA. Ein Einwand 
der deutschen Regierung würde 
damit entkräftet.
Die Geheimverhandlungen von 
John Bolton haben allerdings 
bei Verteidigungspolitikern in 
Tschechien, die im Unklaren ge-
lassen wurden, zu Verärgerung 
geführt.
In Polen ist die Forderung gestellt 
worden, dass mit Russland vor der 
Stationierung ein Konsens gefun-
den werden muss, um militärische 
Spannungen zu vermeiden. wsh 

Keep Space for Peace

Aktionswoche für die friedliche 
Nutzung des Weltraums
25.9.-2.10.2004

Das Global Network Against Wea-
pons and Nuclear Power in Space 
hat zu einer weltweiten Aktionswo-
che gegen die Sternenkriegspläne 
aus Washington aufgerufen. In 
diesem Zeitraum werden an über 30 
Orten auf der Welt Proteste gegen 
die mit der Raketenabwehr verbun-
dene Militarisierung des Weltraums 
stattfi nden. Die Protestaktion beim 
EUCOM in Stuttgart am 2.Oktober 
ist eine davon. wsh 

In einem weiteren Schritt 
schlossen ESA und Europäi-
sche Kommission im Oktober 
2003 ein Rahmenabkommen, 
das ermöglichen soll, Welt-
raumsysteme für Grenzkon-
trollen, Krisenmanagement, 
humanitäre Missionen und 
Terrorabwehr nutzbar zu ma-
chen. Das Ganze natürlich nur, 
um „die friedliche Nutzung 
des Weltraums zu stärken“. 
Entsprechende Vorschläge 
einer neuen Kommission aus 
ESA, EU und „anderen Orga-
nisationen“ werden Anfang 
2005 erwartet.

Außerdem erstellte die 
Europäische Kommission bis 
November 2003 ein „Weiß-
buch“. Nach einem angeblich 
offenen gesellschaftlichen 
Diskussionsprozess, in Wirk-
lichkeit unter Ausschluss 
einer kritischen Öffentlichkeit und bei voll-
ständiger Missachtung durch die Medien, wurde 
der „Aktionsplan (Europäisches Raumfahrtpro-
gramm) einschließlich einer Liste empfohlener 
Maßnahmen zur Durchführung der europäischen 
Raumfahrtpolitik“ erstellt.5 Hier fl ießen alle frü-
heren Entscheidungen zusammen. Gesehen wird 
„Die Chance: Ergänzung der in Europa bestehen-
den raumgestützten Kapazitäten und Analyse 
der Erfordernisse im Hinblick auf die Schaffung 
einer glaubwürdigen Sicherheitskapazität mit 
hohem Zusatznutzen für die EU.“

Selbst in der neuen Verfassung der EU ist 
die „politische“ Komponente der bisherigen 
Forschungseinrichtung ESA schon verankert. 
Gemäß Artikel III-155 „arbeitet die Union eine 
europäische Raumfahrtpolitik aus“, die auch 
„der Durchführung ihrer Politik“ dienen soll. 
In Zusammenarbeit mit der ESA soll so ein 
„europäisches Raumfahrtprogramm“ defi niert 
werden. 

„Der Weltraum hat strategische Relevanz“, 
heißt es folgerichtig gleich zu Beginn eines 
Internationalen Berichts über Weltraum- und 
Sicherheitspolitik in Europa.6 vom Herbst 2003.
Und es folgt der Verweis, dass die Entwick-
lung zivil-militärischer Weltraumtechnologie 
danach ruft, die momentanen nationalen Ver-
teidigungsprogramme mit den vorwiegend zivil 
ausgerichteten europäischen Programmen zu 
verschmelzen. Seien erst einmal operationelle 
Systeme (sprich: Satelliten) im Einsatz, „werden 
schließlich europäische Kommandostrukturen 
für die Verantwortung über die Weltraumsyste-
me entwickelt werden müssen.“ Das US Space 
Command lässt grüßen…

Der ESA Lust, der 
Friedensbewegung Frust

Leider ist zu befürchten, dass das Streben 
Europas, im Weltraum militärisch gegenüber 
den USA aufzuholen, den Rüstungswettlauf im 
Weltraum verschärft.7 Anstatt der weiteren Mili-
tarisierung und letztlich sogar einer Bewaffnung 
des Weltraums mit vereinter Kraft entgegen 
zu steuern, lässt sich Europa auf eine neue 
Rüstungsspirale ein. Wie zuvor beim US-Militär, 

steigt damit die Abhängigkeit Europas von ge-
nau diesen Systemen. Dann ist es nur noch ein 
Schritt bis zur Befürchtung, Satelliten seien ein 
lohnendes Ziel für etwaige Gegner – und zum 
Beschluss, diese mit Waffengewalt zu schützen. 
Ein Teufelskreis, aus dem dann nur schwer ein 
Ausweg zu fi nden wäre.

Regina Hagen ist Vorstandsmitglied des Global 
Network Against Weapons and Nuclear Power in Space 
und arbeitet mit im Darmstädter Friedensforum. 

1 Zitate aus Darmstädter Echo und Frankfurter 
Rundschau vom 28.5.2004.
2 Konferenz der Vertreter der Regierungen der Mit-
gliedstaaten der EU, Vorläufi ge konsolidierte Fassung 
des Vertrags über eine Verfassung für Europa, 
Brüssel, 25. Juni 2004.
3 Kommission der europäischen Gemeinschaften, 
Mitteilung der Kommission an den Rat und das eu-
ropäische Parlament – Ein neues Kapitel der europä-
ischen Raumfahrt, KOM(2000) 597 endgültig vom 27. 
September 2000.
4 Towards a Space Agency for the European Union, 
Report by Carl Bildt, Jean Peyrelevade, Lothar Späth 
to the ESA Director General, Vorgestellt am 9. No-
vember 2000 in Paris. 
5 Kommission der europäischen Gemeinschaften, 
Weissbuch  Die Raumfahrt: Europäische Horizonte 
einer erweiterten Union. Aktionsplan für die Durch-
führung der europäischen Raumfahr tpolit ik, 
KOM(2003) 673 vom 11. November 2003.
6 ESA und Instituto Affari Internatzionali, Interna-
tional Report on Space and Security Policy in Europe, 
Rom, November 2003; deutsche Fassung Internatio-
naler Bericht über Weltraum- und Sicherheitspolitik 
in Europa, herausgegeben von der Deutschen Gesell-
schaft für Auswärtige Politik, DGAP-Analyse Nr. 28, 
Mai 2004.
7 Zu den militärischen Weltraumplänen der USA 
siehe Regina Hagen und Jürgen Scheffran, Mit 
Weltraumwaffen gegen Teppichmesser? Das Str eben 
der USA nach Dominanz im All, Wissenschaft & 
Frieden 1/2002. Die darin beschrieben Tendenz hat 
sich seither noch deutlich verschärft.

Werden im ESOC Kontrollzentrum in Darmstadt bald auch militärische Satelliten 
gesteuert und ihre Daten an europäische Eingreiftruppen weitergeleitet ?
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Jeden Sommer zum Hiroshima 
Peace Memorial

Interview von Julia Kramer mit 
Azusa Shigemi aus Hiroshima, die 
beim Workcamp in der Pressehütte 
ihren 19. Geburtstag feierte:
F: Ist der Atombombenabwurf von 
1945 Thema unter den Jugendlichen 
in Hiroshima?
A: Wir lernen schon in der Grund-
schule darüber, falten Papierkraniche 
und gehen jedes Jahr am 6.8., dem 
Jahrestag, zur Gedenkstätte, dem  
Hiroshima Peace Memorial. Aber 
außerhalb der Schule wird über das 
Thema kaum geredet.
F: Du studierst an der Universität von 
Hiroshima Friedensforschung. Hättest 
du das auch getan, wenn du in Tokio 
aufgewachsen wärst?
A: Wahrscheinlich nicht. Ich hätte 
weder viel über das Thema Atomwaf-
fen gewusst, noch hätte mich die 
Frage des Friedens interessiert.
F: Gibt es in deiner Familie Zeitzeugen, 
die von der Atombombe betroffen 
waren?
A: Meine Großmutter befand sich in 
der Nähe des Epizentrums. Sie 
spricht nicht gern davon, aber mein 
Vater hat sie gebeten, uns Kindern 
davon zu erzählen, damit wir und 
unsere Kinder die Gefahr durch 
Atomwaffen nicht vergessen. Meine 
Großmutter erzählte, wie sie nach 
der Explosion auf einen Berg stieg 
und sah, wie sich am Fluss viele 
verbrannte Menschen sammelten, 
die von der Ferne aussahen wie rote 
Thunfi sche.
F: Wie kann man aus deiner Sicht am 
besten zum Frieden beitragen?
A: Obwohl es in Japan bittere Gefüh-
le gegenüber den USA wegen der 
Atombombenabwürfe gab, wurde 
nicht versucht, sie zu rächen. Dies 
hat zum Frieden in der Region beige-
tragen. Rachegelüste und Strategien, 
die einen Erstschlag vorsehen, sind 
meiner Meinung nach die größte 
Gefahr für den Frieden. Abrüstung 
trägt zum Frieden bei. Jeder sollte 
sich fragen: Was ist wahrer Frieden: 
wenn wir Atombomben und andere 
Waffen haben, oder wenn nicht?
F: Hast du bevor Du nach Mutlangen 
gekommen bist von der Initiative 
„Bürgermeister für den Frieden“ des 
Bürgermeisters von Hiroshima 
gehört?
A: Nein, ich war überrascht, als ich 
hier davon erfuhr! Unser Bürgermeis-
ter Akiba ist zwar bekannt dafür, dass 
er sich für den Frieden einsetzt, aber 
von den „Bürgermeistern für den 
Frieden“ hatte ich noch nichts ge-
hört. Es sollten noch mehr japanische 
Bürgermeister bei der Initiative 
mitmachen, nicht nur die Bürgermeis-
ter von Hiroshima und Nagasaki.  

Beim diesjährigen internationalen Work-
camp der Friedenswerkstatt Mutlangen hätte 
die Motivation der Teilnehmenden für die 
doppelte Menge an Aktionen, Workshops und 
Arbeit gereicht. „If you never forget your 
roots, you can also respect those of others 
– We are citizens of the world”. Dieser Lied-
text der italienischen Gruppe „Sud Soundsys-
tem” gibt die Einstellung und Stimmung in 
dem Workcamp treffend wieder: die eigenen 
Wurzeln achten, andere respektieren und sich 
als Weltbürger fühlen.

„Unterschreiben Sie für Frieden bitte“ tönten 
die vier japanischen Teilnehmerinnen des Work-
camps mit starkem Akzent im Chor. Gemeinsam 
sammelten die TeilnehmerInnen im Alter von 
18 bis 24 Jahren am Antikriegstag in Aalen 

Unterschriften für die Aktion Völkerrecht. Die 
Aktion war für die 15 TeilnehmerInnen und die 2 
Teamerinnen aus Japan, der Ukraine, Frankreich, 
Schweiz, Italien, Deutschland, Polen und der 
Türkei ein Highlight während der zwei Wochen, 
an denen „jeder Tag etwas ganz besonderes 
war“, so Nilpar aus der Türkei. Auch viele un-
beteiligte Passanten unterschrieben, nachdem 
sie von den Jugendlichen angesprochen wurden 
– einige nicht zuletzt, weil die Gruppe so eine 
„positive Ausstrahlung“ habe. Und tatsächlich 
war es bewegend zu sehen, wie in der bunt 
zusammengewürfelten Gruppe von „Fremden“ 
bald eine freundschaftliche Dynamik entstand, 
die von wirklichem Interesse und Respekt ge-
tragen wurde. 

Wie jedes Jahr arbeiteten die TeilnehmerInnen 
des über „Youth Action for Peace - Christlicher 
Friedensdienst“ organisierten Workcamps halb-
tags für die Pressehütte; der Rest des Tages 
war ausgefüllt mit Workshops, Ausfl ügen, Fei-
ern und Aktionen. Während des gemeinsamen 
Schwitzens bei der Gartenarbeit, bei Diskussio-
nen zu Themen wie Gewalt und Gewaltfreiheit, 
Atomwaffen, Kulturen und Ökologie und auf den 
gemeinsamen Touren nach Stuttgart zur Mutlan-
gen-Ausstellung im Haus der Geschichte, auf das 
„Fildercamp“ gegen die Fildermesse, und nach 
Büchel zur Umrundung des Atomwaffenlagers 
konnten viele Vorurteile unter den Teilnehme-
rInnen abgebaut werden. Gleichzeitig entführte 
die Küchen-Gruppe des jeweiligen Tages die 
TeilnehmerInnen trotz des knappen Geldes mit 
opulenten Mahlzeiten in die verschiedenen kuli-
narischen Kulturen. All diese Elemente und viele 
kleine Gesten der Teilnehmenden untereinander 
trugen dazu bei, „Frieden auf der grundlegenden 
Ebene zu praktizieren: dem jugendlichen Mitein-
ander, was Voraussetzung für die internationale 
Verständigung auf politischer Ebene sein kann“, 
so resümieren Yana aus der Ukraine und Helen 
aus Deutschland. Julia Kramer  

„Unterschreiben Sie bitte für den Frieden“
Internationales Workcamp sammelte Bausteine für die Aktion Völkerrecht

Azusa Shigemi aus Hiroshima, Foto: wsh

Workcamp in Aalen zum Antikriegstag, Foto: wsh
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Nicht ohne Hindernisse 
verlief im ostwürttember-
gischen Ellwangen der Bei-
tritt zu Mayors for Peace. 
Regelmäßig samstags um 
11.00 Uhr trifft sich dort 
die „Mahnwache für den 
Frieden“. Anfang Januar 
2004 überbrachte eine 
Delegation der Mahnwache 
dem Ellwanger Oberbür-
germeister Hilsenbek das 
Schreiben von Hiroshimas 
Bürgermeister Akiba mit 
der Bitte zum Beitritt Ell-
wangens zur Organisation  
„Bürgermeister für Frie-
den“.

OB Hilsenbek erklärte, er 
halte es „für r ichtig und 
nötig, dass man sich gegen 
die atomare Wiederaufrüstung wehrt“ und 
sagte zu, das Anliegen in den Gemeinderat 
einzubringen. Die Ellwanger Friedensfreun-
dInnen waren schwer enttäuscht, als der 
Beitrittsantrag zu den „Mayors for Peace“ 
im Anschluß an die Haushaltsberatungen 
von der CDU-Mehrheitsfraktion in der Ge-
meinderatssitzung am 11. März „wortlos ab-
geschmettert“ wurde; nach der Abstimmung 
meinte ein CDU-Stadtrat lediglich: „Eine 
Stadt sollte sich grundsätzlich aus derlei 
Dingen heraushalten.“

Dieser Auf fassung widersprachen die 
Mahnwachenmitglieder in Leserbriefen, u.a. 
mit dem Argument: Der Beitritt zu „May-
ors for Peace“ soll ein Zeichen dafür sein, 
dass die Verbreitung und Verwendung von 
Atomwaffen verabscheuungswürdig ist und 
Bürgermeister aus aller Welt dazu beitragen 
wollen, anderen Städten und Regionen das 
Schicksal der Städte Hiroshima und Nagasaki 
zu ersparen. Die CDU-Gemeinderatsfrakti-
on wurde aufgefordert, ihre Entscheidung 
zu überdenken. In einem Pressegespräch 
untermauerte die Mahnwache ihr Begehren 
mit den Worten: „In einer Zeit zunehmender 
Terrorattacken und des schrecklichen Chaos 
gibt es nur eine Möglichkeit, die Menschen 
vor der nuklearen Bedrohung zu schützen: 
Alle Kernwaf fen, überall auf der Welt, 
müssen aufgespürt und zerstört werden. 
Insofern wäre es eine Notwendigkeit, dass 
sowohl ChristInnen als auch DemokratInnen 
für die Abschaffung von Atomwaffen ein-
treten.“ Gleichzeitig wurde den Stadträten 
ein Papier übergeben, in dem die Rolle der 
Bürgermeister im Vorbereitungsprozess der 
Überprüfungskonferenz 2005 zum Stand des 
Vertrages zur Nichtverbreitung nuklearer 
Waffen beschrieben ist. 

In der darauf folgenden Gemeinderats-
sitzung geschah das Wunderbare: Unter der 
Schlagzeile „CDU springt doch über ihren 
Schatten“ berichtete die Lokalzeitung am 

2. April, dass „in einem bislang einmaligen 
Vorgang“ die CDU-Mehrheitsfraktion ihre 
Meinung geändert hat und die Stadt Ellwan-
gen „per sofortigem Gemeinderatsbeschluss 
doch noch dem weltweiten Friedensbündnis 
Mayors for Peace beigetreten ist!“

Mayors for Peace – Friedenslauf 
am 13. 11.2004 in Ellwangen

Ein Organisationskomitee aus Mitglie-
dern der evangelischen und katholischen 
Kirchengemeinden lädt unter der Ägide des 
Ellwanger Oberbürgermeisters Karl Hilsenbek 
die mittlerweile 22 Bürgermeister für den 
Frieden im Ostalbkreis, aber auch alle Grup-
pen und Vereine sowie HobbysportlerInnen 
zu einem Friedenslauf nach Ellwangen ein. 
Der Ellwanger OB ist selbst ein passionierter 
Langläufer und wird als neuer „Mayor for 
Peace“ mitlaufen. Die Laufzeit beträgt eine 
Stunde im lockeren Dauerlauf oder alternativ 
als Walking und beginnt am Samstag, 13. 
November 2004 um 10 Uhr in der Ellwanger 
Fußgängerzone mit einer Begrüßungsanspra-
che. Die Veranstaltung ist im Rahmen der 
diesjährigen ökumenischen Friedensdekade 
(vom 7. bis 17. 11.) als ein öffentliches Zei-
chen für das Friedensbündnis „Mayors for 
Peace“ gedacht. 

Informationen über organisatorische
Details und Anmeldungen bei:  
Frau Karin Böhme 
Telefon 07961/3330 bzw. 
karin.boehme@gmx.de
 Gerhard Schneider 

Symbol Sonnenblume

Auf einer ehemaligen sowjetischen 
Raketenbasis kamen 1996 die Vertei-
digungsminister der Ukraine, Russ-
lands und der USA zusammen, um zu 
feiern, dass die Ukraine ein atomwaf-
fenfreier Staat wird. In der Ukraine 
waren über 1900 strategische Atom-
sprengköpfe gelagert gewesen. Nach 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion 
wurden diese auf Grund eines Abkom-
mens zwischen den drei Staaten nach 
Russland zur Abrüstung überführt.

Bei dem Treffen auf der Per-
vomaisk Basis, auf der  einst 80 
unterirdisch verbunkerte SS-19 
Interkontinentalraketen statio-
niert waren, verstreuten die drei 
Verteidigungsminister Sonnenblu-
menkerne und pfl anzten Sonnen-
blumen. Bei dieser Gelegenheit 
sagte US-Verteidigungsminister 
William Perry: „Wenn Sonnenblu-
men statt Raketen in der Erde wur-
zeln, dann sichert dies den Frieden 
für zukünftige Generationen“

Die vollständige Abrüstung des 
drittgrößten Atomwaffenstaates 
der Welt  war ein Moment der 
Hoffnung. Wenn die Ukraine ihrer 
Verpfl ichtung zur vollständigen 
nuklearen Abrüstung nachkommen 
konnte, warum nicht auch die an-
deren Atomwaffenstaaten? „Son-
nenblumen statt Raketen“ machen 
ebenso viel Sinn für die USA und 
Russland, China, Frankreich, das 
Vereinigte Königreich.

Als die Ukraine ihre Atomwaffen 
aufgab, rief deren Präsident Leonid 
Kuchma auf: „alles zu tun, so bald 
wie möglich alle Atomwaffen von 
der Erde verschwinden zu lassen.“ 
Dieser gute Rat fi el bei den USA 
und den anderen Atomwaffenstaa-
ten bisher auf taube Ohren. 

Die Sonnenblume ist ein Symbol 
der Hoffnung und des Lebens. Sie 
hat eine natürliche Schönheit, ist 
nahrhaft und nützlich. Sonnenblu-
men stehen im starken Kontrast 
zu den von Menschen geschaffen 
Atomraketen, den allerschlimms-
ten Massenmordinstrumenten, 
die je von Menschen geschaffen 
wurden. Deswegen ist sie das 
Zeichen von Abolition 2000, des 
weltweiten Zusammenschlusses 
der Atomwaffengegner. Sonnen-
blumen sollen bis 2020 auf der 
ganzen Welt blühen.

Nach einem Beitrag von David 
Krieger im Rundbrief “Sunfl ower” 
der Nuclear Age Peace Foundation, 
Kalifornien; Überarbeitung wsh 

In Ellwangen folgte dem Etat der Eklat
Unerwartete Ablehnung verzögerte Beitritt zu Mayors for Peace

OB Leidig eröffnet am Hiroshimatag in der Stadtbücherei Schwäbisch Gmünd 
mit den Bausteinen von den Bürgermeistern aus Ellwangen und den anderen 
Friedensbürgermeistern aus dem Ost-Alb-Kreis ein Teilstück für den symbolischen 

Schutzwall für das Völkerrecht.
Foto: Presse- und Informationsamt Schwäbisch Gmünd

Dieses Blumensymbol (Radura) 
kennzeichnet in den USA radioaktiv 

bestrahlte Lebensmittel. Da die 
Atomindustrie die Verpfl ichtung 

zur Kennzeichnung nicht verhindern 
konnte, täuscht sie die Konsumenten 

mit diesem freundlichem Symbol. 
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Termine:

Im pres sum

FreiRaum. 
Für eine Welt ohne Atomwaffen. 
Für die friedliche Nutzung des 
Weltraums.

Erscheint vierteljährlich 
mit Informationen aus
• der Gewaltfreien Aktion Atom 
 waffen Abschaffen zu Atomwaffen  
 und Uranwaffen,
• dem Global Network Against  
 Weapons and Nuclear Power in  
 Space und
• der Pressehütte Mutlangen 
 zu Weltraumwaffen
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1.-3. Oktober  
Stuttgart: Jahrestagung „Ein anders Europa ist 
möglich“ des Trägerkreis „Atomwaffenabschaffen - Bei 
uns anfangen“ im Haus der Geschichte Baden-Württem-
berg (Stg-Innenstadt), Ökum. Zentrum (Stg-Vaihingen) 
und Manifestation am EUCOM, Programm: www.atom-
waffenfrei.de/inhalt/jahrestagung.pdf
Kontakt: Trägerkreis „Atomwaffenabschaffen - Bei uns 
anfangen“ c/o IPPNW, Xanthe Hall, Körtestr. 10, 10967 
Berlin, Tel.: 030/698074-0, Fax: 030/6938166,
traegerkreis@gmx.de, www.atomwaffenfrei.de
12. Oktober
Rajastan (Indien): Verleihung des Nuclear Free Future 
Awards 2004 „Atomfrei denken“, u.a. für Prof. Durakovic 
siehe S. 10 Artikel zu DU in dieser FreiRaum Ausgabe.
Kontakt: Nuclear-Free Future Award, Claus Bie-
gert, Schellingstr. 24 Rgb, 80799 München, Tel.: 
089/28659714, Fax: 089/28659715,  
cb@nuclear-free.com,  www.nuclear-free.com
14.-17. Oktober
London (GB): 3rd European Social Forum (3. Europäi-
sches Sozialforum), (Arbeitstitel: „Ein anderes Europa 
in einer anderen Welt“), die meisten Veranstaltungen 
fi nden im Alexandra Palace statt, (Nordlondon), wei-
tere Veranstaltung im Stadtteil Bloomsbury (Central 
London), Infos: www.fse-esf.org/de/index_de.html, 
www.attac.de/esf2004/, Anmeldung in D: www.dsf-gsf.
org, Tel.: 069/900281-10 (attac)
Kontakt: Association pour le Forum social européen 
2003, Adresse Postale: BoŒte Postale 6594 - 75065 
Paris cedex 02, Fax: +33/1/44 55 38 55, 
inforum@fse-esf.org, www.fse-esf.org

26. Oktober
Hannover: Informationen zur Aktion „Atomwaffen 
abschaffen“, 19 Uhr, Haus der Jugend, Maschstr. 
24, VA: Friedensbüro Hannover, Friedenspolitischer 
Arbeitskreis
Kontakt: Friedensbüro Hannover, Maschstr. 24, 30169 
Hannover, Tel.: 0511/883232, 
www.nananet.de/friedensburo
3.-26. November
Nürnberg: Ausstellung „Macht den Himmel nicht zur 
Hölle!“ - Atomwaffen abschaffen, bei uns anfangen!, 
eckstein, Foyer, Burgstr. 1-3, VA: NEFF
Kontakt: Ev.Forum für den Frieden (NEFF), Hans-
Günter Schramm, Burgstr. 1-3, 90403 Nürnberg, Tel.: 
0911/214-2152, Fax: 0911/214-2153. 
neff-cfb@eckstein-evangelisch.de, 
www.neff-netzwerk.de
5.-7. November 
Fronhausen: GAAA-Jahrestagung (Faltblatt anbei)
www.gaaa.org
13. November
Ellwangen: Friedenslauf „Bürgermeister für den Frie-
den“ im Anschluß an die Mahnwache am Fuchseck, 
ca. 10.20 Uhr, Start: Brunnen am Fuchseck (Kreuzung 
Spitalstr./Marienstr.) - Nachdem eine Vielzahl von 
Bürger- & Oberbürgermeistern des Ostalbkreises dem 
Bündnis „Mayors for Peace“ beigetreten sind, lag ein 
Friedenslauf auf der Hand. OB Hilsenbek hat diese 
Anregung aufgenommen und lädt zu dem Friedens-
lauf ein., VA: Friedenskreis der Ev. Kirchengemeinde 
Ellwangen
Kontakt: Ev. Pfarramt III Ellwangen, Kaplan-Renz-
Weg 4/1, 73479 Ellwangen, Tel.: 07961/561447,
pfarramt3@kirche-ellwangen.de

Bestellen Sie Materialien zur aktuellen Kampagne des 
Trägerkreis „Atomwaffen abschaffen“:

• Info-Flyer zur Kampagne „...auf keinem Auge blind! 
Atomwaffenfrei bis 2020“
• Aktionspaket für Friedensgruppen mit Infos zur Kam-
pagne, Aktionsideen wie „Aktion Völkerrecht“ und „Mal 
Dir den Frieden“, Materialien über die aktuelle Situati-
on von Atomwaffen etc.
•  Persönlicher Brief an IhreN BürgermeisterIn vom Bür-
germeister Hiroshimas: Überreichen Sie Ihrem/r Bürger-
meisterIn einen solchen Brief, um ihn/sie anzuregen, 
sich den Bürgermeistern für den Frieden anzuschlie-
ßen.
• Informations-Paket für Bürgermeister: Grundlegende 
Informationen über das Netzwerk „Bürgermeister für 
den Frieden“ und seine Dringlichkeitskampagne „2020 
Vision“ (auch zum Herunterladen unter www.atomwaf-
fenfrei.de). 
• DVD mit Filmen über die „Bürgermeister für den 

Frieden“ in 2, 5 und 40 min Länge, auf Englisch, und 
bald auch auf Deutsch, Preis auf Anfrage.
• Dossier „Atomwaffenfrei bis 2020“ der Zeitschrift 
„Wissenschaft und Frieden“: Hintergrundinformationen 
zum Thema Atomwaffen und Nuklearpolitik (2 /Stck.)
• Infomaterial bzw. ein „Starter-Kit“ der „Aktion Völ-
kerrecht“ und ihrem internationalen Schutzwall für das 
Völkerrecht (auch direkt bei www.a-vr.de)
• Flyer zur Aktion „Mal Dir den Frieden“, in der Gruppen 
Tücher mit Friedensvisionen gestalten, die dann den 
Delegierten bei der Atomwaffenkonferenz in New York 
präsentiert werden sollen.
• Flyer über die Aktions- und Studienreise für Jugendli-
che nach New York zur Überprüfungskonferenz des 
Atomwaffensperrvertrags im Mai 2005

Weitere Infos fi nden Sie unter www.atomwaffenfrei.de

Bestellungen an die GAAA oder an die Pressehütte, 
Adressen siehe Impressum.

Gewaltfreie Aktion
Atomwaffen Abschaffen

„...auf keinem Auge blind! Atomwaffenfrei bis 2020“




